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1. Erlaubnispflicht

In Luftfahrzeugen darf Lichtbildgerät nur mit behördlicher Erlaubnis mitgeführt werden. Einer Erlaubnis bedarf es nicht, wenn
das Gerät so untergebracht wird, daß die Insassen des Luftfahrzeugs das Lichtbildgerät während des Fluges nicht verwenden

Luftfahrzeug aus dürfen Lichtbildaufnahmen nur mit behördlicher Erlaubnis gefertigt werden. Lichtbilder, die von
einem Luftfahrzeug aus gefertigt werden (Luftbilder), sowie danach hergestellte Vervielfältigungen, Zeichnungen oder Abbil-
dungen dürfen nur mit behördlicher Erlaubnis in den Verkehr gebracht werden; jede Ausfertigung muß einen amtlichen Frei-

gabevermerk tragen. Zuwiderhandlungen sind strafbar (§$ 31 ff Luftverkehrsgesetz).

Il. Arten der Erlaubnis

Die Erlaubnis zur Betätigung auf dem Gebiete des Luftbildwesens wird erteilt:

1. für gewerbliche Zwecke:
a) als aligemeine Zulassung zum Luftbildgewerbe (Grunderlaubnis); sie berechtigt zur gewerblichen Betätigung auf dem

Gebiete des Luftbildwesens einschließlich der Entwicklung, Vervielfältigung usw. von Luftbildern, jedochnoch nicht

zur Verwendung von Lichtbildgerät in Luftfahrzeugen.

b) als Sondererlaubnis zur Verwendung von Lichtbildgerät in Luftfahrzeugen (Aufnahmeerlaubnis). Die Aufnahmeerlaub-
nis kann nur Bewerbern erteilt werden, die im Besitz der Grunderlaubnis nach 1. a) sind; sie gilt nicht als Flug-
erlaubnis. Diese ist vom Luftfahrzeughalter jeweils unter Vorlage der Grunderlaubnis

und der Aufnahmeerlaubnis beim Alliierten Zivilen Luftamt zu beantragen.
2. für nicht gewerbliche Aufnahmetätigkeit (Privaterlaubnis).

III. Anträge

Anträge sind an die für den Wohnsitz des Antragstellers zuständige oberste Landesverkehrsbehörde zu richten.

1. Zulassung zum Luftbildgewerbe (Grunderlaubnis).
Der Antrag muß enthalten:

a) Name, Beruf, Staatsangehörigkeit und Wohnsitz des Antragstellers unter Beifügung einer Geburtsurkunde oder
eines amtlichen Personalausweises, eines polizeilichen Führungszeugnisses und zweier amtlich beglaubigter Lichtbilder
(Brustbild ohne Kopfbedeckung in der Größe 3,5X4 cm), gegebenenfalls eines Auszugs aus dem Handelsregister und
einer Satzung;

b) Angaben über Gegenstand und Umfang des Unternehmens und über seine finanzielle Leistungsfähigkeit;
c) Name, Beruf, Staatsangehörigkeit und Wohnsitz der im Betrieb beschäftigten Personen;
d) Nachweis des Besitzes von Räumlichkeiten und Einrichtungen, welche die sachgemäße Bearbeitung und sichere Auf-

bewahrung der Aufnahmen gewährleisten.

2. Verwendung von Lichtbildgerät in Luftfahrzeugen (Aufnahmeerlaubnis).
Der Antrag muß enthalten:
a) Name, Anschrift und Beruf des Antragstellers;
b) Nachweis einer gültigen allgemeinen Zulassung zum Luftbildgewerbe;
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c) genaue Angaben über die aus der Luft aufzunehmenden Objekte (nach Koordinaten) unter Kennzeichnung auf einer
Karte, deren Maßstab nicht kleiner als 1:250 000 sein darf;

d) Angaben über Art, Zweck und Dauer der Aufnahmetätigkeit;
e) Anzahl und Verwendungszweck der Abzüge;
f) Name und Anschrift der Unternehmen, die

aa) die Aufnahmetätigkeit aus der Luft durchführen,
bb) die Bearbeitung, Entwicklung, Vervielfältigung usw. der Luftaufnahmen übernehmen;

g) Typenkennummer, Kennzeichen und Nationalität des für die Aufnahmen zu verwendenden Luftfahrzeugs sowie die
Namen des Luftfahrzeughalters, Luftfahrzeugführers und des Fotografen;

h) Angabe des Herstellers und Musters der für die Aufnahmen zu verwendenden Lichtbildgeräte, einschließlich der
technischen Daten der dabei verwendeten Objektive;

i) Angabe des Flughafens, auf dem das Luftfahrzeug für den fotografischen Einsatz stationiert ist;
k) Versicherung des Fotografen und des Kommandanten des Luftfahrzeugs, daß sich an Bord des Luftfahrzeugs keine

anderen als die unter h) aufgeführten Lichtbildgeräte befinden.

3. Nicht gewerbliche Aufnahmetätigkeit.
Der Antrag muß enthalten:

Lichtbilder (Brustbild ohne Kopfbedeckung in der Größe 3,5X4 cm);
b) Bezeichnung der aufzunehmenden Objekte und Anzahl der beabsichtigten Luftbildaufnahmen;
c) Kennzeichen und Art des Luftfahrzeugs, von dem aus die Aufnahmen gemacht werden sollen;
d) Voraussichtlicher Zeitpunkt der Aufnahme;

e) Versicherung, daß die Aufnahmen ausschließlich für den persönlichen Gebrauch des Antragstellers bestimmt sind und
weder Abzüge noch Negative ohne Erlaubnis der obersten Landesverkehrsbehörde Dritten übergeben oder zugäng-

Antragsteller, die im Gebiet der Bundesrepublik weder Sitz noch Niederlassung haben
und nur vorübergehend oder in beschränktem Umfang Luffaufnahmen über dem Gebiet der Bundesrepublik fertigen
wollen, legen ihr Gesuch auf diplomatischem Wege unmittelbar dem Bundesminister für Verkehr vor.

Der Bundesminister für Verkehr
Im Auftrag
Knipfer

В 2/54 Zulassung von Segelfluggeländen

Bonn, den 9. Januar 1954
L 4 - 32509 B/53

Nachstehende Gelände sind zusätzlich zu den in NfL B 7/53, 14/53 und 21/53 veröffentlichten Geländen für den Segelflug
zugelassen worden.

Lfd. Amtliche Bezeichnung und
Lage des Geländes

Zugelassene Startarten

81 Baldenau
48°52'15"N 08°12'30"O

82 Feldstetten
48°28'30N 09•36'0

83 Kreuzberg
49•07'30"N 10•02'15"0

84 Neuweiherwiesen
48°06'N 09°46'0

A. Baden-Württemberg
Gummiseilstart

Windenstart

Gummiseilstart

Gummiseil- und Windenstart



92 Burgstall
49°21'30 N 10°09'0

94 Donauried
48029'20"N 10°16'30"0

8 S03eN 100180
7 Mons 10055 40-0

34 In der Schinnwiese
bei Oberursel
50°13N 0803430'0

45 Schnathorst
52°16'40"N 08°43'0
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B. Bayern
Windenstart

Windenstart

Windenstart

Windenstart

Windenstart

Windenstart

D. Hessen
Windenstart

r. Nordirhein- Umfalit und Windenstart

Berichtigung der NfL B 7/53

Qu ter, ugelassene Startarten" A. fdl Nr. 68 (Tauberkies) ist „Start und Landung von Motorflugzeugen Klasse A 2 möglich'"

Der Bundesm Autr für Verkehr
Dr. Alberts

* B 3/54

Nachstehend wird die Verwaltungsordnung für die Flugsicherung vom 24. Dezember 1953 bekanntgegeben.

Bonn, den 24. Dezember 1953
L6 - 601 - 32647 Vm/53

Der Bundesminister für Verkehr
In Vertretung

Dr. Bergemann

Verwaltungsordnung für die Flugsicherung
vom 24. Dezember 1953

für die Flugsicherung:

Gliederung der Anstalt
(1) Die Bundesanstalt für Flugsicherung besteht aus der Zentrale und aus Betriebsstellen. Betriebsstellen sind die Außenstellen
und die Außen-Nebenstellen.

(2) Die Zentrale besteht aus Abteilungen, Gruppen und Referaten. Die Außenstellen können — soweit erforderlich - nach
Dienstzweigen und Sachgebieten untergliedert werden. Die Außen-Nebenstellen werden nicht untergliedert.
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(3) Die Außenstellen sind:

1. die Flugsicherungsleitstellen,
2. die Flugsicherungsstellen,
3. das Büro der Nachrichten für Luftfahrer,
4. die Meß- und Versuchsstelle einschließlich der Zentralwerkstatt,
5. das Flugsicherungszentrallager,
6. die Flugsicherungsschule.

(4) Außen-Nebenstellen sind örtlich abgesetzte Teile der Außenstellen oder den Außenstellen zugeordnete Fernmelde- und
Navigationsanlagen der Flugsicherung.

(5) Benachbarte Außenstellen können unter gemeinsamer Leitung zusammengefaßt werden.

Aufgaben und Dienstbetrieb

(1) Die Zentrale bearbeitet alle Angelegenheiten, die einheitlich geregelt werden müssen oder von grundsätzlicher Bedeutung
sind. Sie überwacht ferner den gesamten Dienstbetrieb der Anstalt.

reichen idurch, Absen grenzungen 2 de nach eren lugsteleu gshel len Fi rechherungsdienst in räumlich festgelegten Be.
3) Den in § 1 Absatz 3 Nr. 3 bis 6 genannten Außenstellen obliegen zentrale, fachdienstliche Aufgaben für das gesamte
Bundesgebiet.

(4) Die Außenstellen überwachen den Dienstbetrieb der Außen-Nebenstellen.

von den Außenstellen fernüberwacht und in festgelegten Zeitabständen örtlich überprüft.

Der Direktor der Anstalt vertritt die Bundesrepublik Deutschland in Angelegenheiten der Anstalt gerichtlich und außergerichtlich.

§4

Geschäftsverkehr der Anstalt

(2) Den Geschäftsverkehr mit den obersten Landesbehörden führt die Anstalt unmittelbar.

(3) In Einzelfällen kann der Bundesminister für Verkehr Ausnahmen zu § 4 Absatz 1 und 2 bestimmen.

Der Bundesminister für Verkehr

In Vertretung
Dr. Bergemann

B 4/54 Berichtigung der NfL B 18/53

Musterprüfung des Segelflugzeuges „Doppelraab V"
Baumuster Nr. 101.5

Stuttgart, den 5. Januar 1954
8562/110

Unter „Höchstzulässige Gewichte — Nichttragende Teile" ist „360 kg" in „260 kg" abzuändern.

Innenministerium Baden-Württemberg
Abteilung für Verkehr

Im Auftrag

Dr. Autenrieth
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Nachrichten für Luftfahrer
Herausgegeben von der

Bundesanstalt für Flugsicherung
Büro der Nachrichten für Luftfahrer

im Auftrage des

Bundesministers für Verkehr

2. Jahrgang NfL Teil B Frankfurt a. M., 15. Februar 1954

В 5154 Deutsche Studiengemeinschaft
Hubschrauber e.V.

Bonn, den 26. Januar 1954
15 - 519 - 32173 H/53

Nachstehend wird die Eintragung der Deutschen Studiengemeinschaft Hubschrauber e. V. in das Vereinsregister bekanntgegeben.

Der Bundesminister für Verkehr
Im Auftrag

Dr. Knipfer

Amtsgericht Stuttgart
— Registerabteilung -

Zeugnis

Im Vereinsregister ist unter Nr. 792 (neu) eingetragen:

Der Verein:

Deutsche Studiengemeinschaft Hubschrauber
Sitz Stuttgart.

Vorstand:

vertrete den oelungentier in Sulon
1. stellv. Vors. des Verwaltungsrats:

Dr. Adalbert Seifritz, Ministerialrat in Stuttgart
2. stellv. Vors. des Verwaltungsrats:

Dr. phil. Hermann Blenk, Professor in Braunschweig

Dung whereführer it bet il Echterdingen.
Vorstand i.S. des § 26 BGB. ist der Vorsitzende des Verwaltungsrats, im Falle der Verhinderung der 1. und
der 2. stellvertretende Vorsitzende in der angegebenen Reihenfolge. Die Willenserklärungen des Vorstands

Stuttgart, den 20. November 1953
Amtsgericht Stuttgart
— Registerabteilung -

gez. Unterschrift
Justizoberinspektor
als Rechtspfleger
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B 6/54 Landeplätze für Motorflugzeuge
Bonn, den 17. Dezember 1953
L 4 - 421-1-32160 N/53

Aus den bisherigen Erfahrungen bei der Genehmigung von Landeplätzen für Motorflugzeuge ergibt sich die Notwendigkeit, zur

Der Bundesminister für Verkehr
Im Auftrag

Dr. Knipfer

Voraussetzungen für die Zustimmung des Bundesverkehrsministeriums
zur Genehmigung von Landeplätzen für Motorflugzeuge

Außer den sinngemäß anzuwendenden §$ 12 LVG und 35 — 37 LVO müssen folgende Voraussetzungen erfüllt sein:

A. Für den Genehmigungsantrag nach § 36 LVO.

Es müssen folgende Schnittzeichnungen vorgelegt werden:

a) ein Schnitt durch das Landegelände in dem Hauptanflugsektor (Hauptwindrichtung),

b) ein Schnitt durch das Landegelände in den übrigen Anflugsektoren.

Im Lageplan müssen außer den genauen Grenzen des Landegeländes die untere Grenze der Bereiche, die hindernisfrei blei-
ben müssen (s. unter B. Nr. 3) und sämtliche baulichen Anlagen eingetragen sein.
Die Luftfahrthindernisse z. B. Bäume, sonstiger Bewuchs, Gräben usw. müssen im Lageplan besonders gekennzeichnet sein.
Außerdem muß die Bodenbeschaffenheit angegeben sein.

B. Besondere Auflagen:

1. Die Benutzung des Landeplatzes muß ausschließlich auf den Flugbetrieb nach Sichtflugregeln beschränkt sein.

2. Gelände für Start und Landung

a) Die Anforderungen an die Ausdehnung und Tragfähigkeit der Start- und Landeflächen müssen entsprechend dem
Muster der Luftfahrzeuge, für die der Landeplatz dienen soll, im Einzelfall festgelegt sein. Gegebenenfalls ist die Be-
nutzung des Landeplatzes auf bestimmte Flugzeugmuster zu beschränken.

b) Für die Abfertigung und Abstellung der Motorflugzeuge müssen gesonderte Flächen vorgesehen sein, deren Aus-
dehnung sich nach der Größe und Anzahl der Motorflugzeuge sowie der Möglichkeit der Vornahme von Instand!
setzungsarbeiten richtet.

c) Das Landegelände soll eine dichte Grasnarbe oder anderen daverhaften staubfreien Untergrund haben.
d) Zur Verhinderung des unbefugten Betretens muß eine Umzäunung vorgesehen sein.
e) Die Hauptanfluggrundlinie soll in der Hauptwindrichtung liegen.
f) Die Ränder der Start- und Landefläche müssen gekennzeichnet sein. Der Aufsatzpunkt muß durch ein gut sichtbares

Landezeichen (T) bezeichnet und die Windrichtung durch einen gut sichtbaren Windrichtungsanzeiger kenntlich gemacht
sein.

3. Hindernisfreiheit

Die untere Grenze der Bereiche, die hindernisfrei bleiben müssen, muß entsprechend dem Muster der Luftfahrzeuge, für
welche der Landeplatz dienen soll, im Einzelfall festgelegt sein.

4. Flugsicherung und Wetterdienst

Zu den nächsten Flugsicherungs- und Wetterdienststellen muß eine Fernsprechverbindung eingerichtet sein, um die Flug-
sicherung und Wetterberatung sicherstellen zu können.

5. Feuer- und Brandschutz

Ein angemessener, den besonderen Betriebsverhältnissen und der Lage des Flugplatzes für Motorflugzeuge Rechnung
tragender Feuer- und Brandschutz muß sichergestellt sein *).

*) Hierzu ergehen noch besondere Empfehlungen.
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6. Meldung von Flugunfällen

Bei flugurfallen 9, ver zeli, ie Voil lige undeselle für lofortieren Hilflugun lunerschus verden.
7. Erste Hilfe bei Unfällen

Eine ausreichende Sanitätsausstattung muß bereitgestellt und ein Vertragsarzt verpflichtet sein.

8. Versicherung

Für Sach- und Personenschäden muß eine Haftpflichtversicherung in angemessener Höhe durch den Landeplatzhalter
abgeschlossen sein.
Als angemessene Höhe ist eine Versicherung von

200 000.— DM für Personen- und
100 000.— DM für Sachschäden

anzusehen.

9. Flugleiter

C. Besonderer Hinweis

B 7/54 Genehmigung von Luftfahrtgeländen
für Hubschrauber

Bonn, den 19. Dezember 1953
-14 - 421-4-32354 Vm/53 II -

zu ergänzen, die nachstehend unter I.-Ill. bekanntgegeben werden, und zwar:

I. für Hubschrauber-Flughäfen
Il. für Hubschrauber-Landeplätze
Ill. für sonstiges Landegelände, das

von ausländischen Hubschraubern

für Einzellandungen außerhalb von

Verkehrsflughäfen (Außenlandungen)
benutzt werden soll.

Inien, wird von wel wen ein unk die in des Auflagerhinhand juingen ve Sicher heits Aufscherungen demidir verdens
auf weiteres erfordert die Sicherheit bei jeder Genehmigung von Luftfahrtgeländen für Hubschrauber als erste unerläßliche
Voraussetzung:

Benutzung des Geländes ausschließlich für den Flugbetrieb nach Sichtflugregeln.

Fällen sind die Gründe anzuführen, aus denen ein höherer oder niedrigerer Sicherheitsmaßstab anzulegen ist.

Landeflächen und Änderungen der Bereiche zu fordern, die hindernisfrei bleiben müssen.
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1.

Voraussetzungen für die Zustimmung des Bundesverkehrsministeriums
zur Genehmigung von Hubschrauber-Flughäfen

Außer den sinngemäß anzuwendenden

§§ 7-10 LVG und $$ 26-34, 88, Abs. 1-3, 94, 95 und 97 LVO sowie den Vorschriften für Anlage und Betrieb von Flug-
häfen müssen folgende besondere Voraussetzungen erfüllt sein:

A. Für den Genehmigungsantrag

zu § 29 LVO Absatz 2 Nr. 2:

1. Arter dan geleuen Greheen des Lendegalandes sind die untere Corze der berethe, dre hinderisfrei bleiben missen
(s. u. B 2) und sämtliche baulichen Anlagen einzutragen bis zu einer Entfernung von 500 m im Hauptanflugsektor (Haupt-
windrichtung) und von 200 m in den übrigen Anflugsektoren, jeweils von der Außenkante der Start- und Landefläche
gerechnet. In dem Lageplan sind die Luftfahrthindernisse z. B. Bäume, sonstiger Bewuchs, Gräben usw. besonders zu
kennzeichnen, und es ist die Bodenbeschaffenheit anzugeben.
Außerdem sind folgende Schnittzeichnungen vorzulegen:

a) ein Schnitt durch das Landegelände in dem Hauptanflugsektor,
b) ein Schnitt durch das Landegelände in den übrigen Anflugsektoren.

2. Mit dem Antrag ist ein meteorologisches Gutachten unter besonderer Berücksichtigung der Rauch- und Rußbildung über
dichtbesiedelten Gebieten vorzulegen, das eine einwandfreie Beurteilung der meteorologischen Verhältnisse gestattet.

3. Antrag und Anlagen sind in dreifacher Ausfertigung vorzulegen.

B. Besondere Auflagen

Es müssen Auflagen erteilt sein, die nachstehende Mindesterfordernisse enthalten:

1. Gelände für Start und Landung:

a) Für Flüge mit einmotorigen Hubschraubern über bebautem Gelände ist der Flugweg so festzulegen, daß eine Landung
in Notfällen ohne Gefährdung der öffentlichen Sicherheit durchgeführt werden kann.

b) 'Die Start- und Landefläche soll nicht kleiner als 80 m X 80 m sein. Die Anforderungen an die Ausdehnung und Trag-
fähigkeit der Start- und Landeflächen sind entsprechend der Größe und dem Fluggewicht der Hubschrauber im Ein-
zelfall festzulegen.

c) Seitlich von der Außenkante der Start- und Landefläche sind horizontale Freizonen von 30 m Breite vorzusehen.

d) Für die Abfertigung und Abstellung der Hubschrauber sind gesonderte Flächen vorzusehen, deren Ausdehnung sich
nach der Größe und Anzahl der Hubschrauber sowie der Möglichkeit der Vornahme von Instandsetzungsarbeiten

e) Das Landegelände darf auch bei anhaltendem feuchten Wetter nirgends sumpfig sein und soll eine dichte Grasnarbe
oder anderen dauerhaften, staubfreien Untergrund haben.

f) Zur Verhinderung des unbefugten Betretens ist eine Umzäunung vorzusehen.
g) Die Hauptanfluggrundlinie soll in der Hauptwindrichtung liegen.
h) Die Ränder der Start- und Landefläche sind zu kennzeichnen Der Aufsetzpunkt ist durch ein gut sichtbares Lande-

zeichen (H) zu bezeichnen. Die Windrichtung ist durch einen gut sichtbaren Windrichtungsanzeiger kenntlich zu
machen.

2. Hindernisfreiheit:

Da für Hubschrauber-Flughäfen infolge der besonderen Verhältnisse des Hubschrauber-Flugbetriebes die in § 10 a LVG
festgelegten Baubeschränkungen nicht in vollem Umfange notwendig sind, gelten in Anwendung des § 10 b LVG folgende
Anforderungen:

Die untere Grenze der Bereiche, die hindernisfrei bleiben müssen, hat folgende Neigung aufzuweisen:
a) im Hauptanflugsektor 1:5,

b) in den übrigen Anflugsektoren 1:2.

Hierbei ist davon auszugehen, daß die Neigungsfläche an der Außenkante der Start- und Landefläche in der Breite der
Start- und Landefläche zuzüglich der beiderseitigen Freiflächen beginnt und

zu a) bis zu einer Entfernung von 500 m und

zu b) bis zu einer Entfernung von 200 m

reicht. Der Öffnungswinkel für den Hauptanflugsektor soll auf beiden Seiten 15° betragen.
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3. Flugsicherung und Wetterdienst
Zu den nächstgelegenen Flugsicherungs- und Wetterdienststellen ist eine Fernsprechverbindung einzurichten, um die Flug-
sicherung und Wetterberatung sicherstellen zu können.

4. Feuer- und Brandschutz

Ein angemessener, den besonderen Betriebsverhältnissen und der Lage des Hubschrauber-Flughafens Rechnung tragender
Feuer- und Brandschutz ist sicherzustellen *).

5. Meldung von Flugunfällen

Ar flunder Sien et erzie die, Vorle die undesten frustehungst zu Flughiligersuchung in Bonn,
6. Erste Hilfe bei Unfällen

Eine ausreichende Sanitätsausstattung ist bereitzustellen und ein Vertragsarzt zu verpflichten.

7. Versicherung
Für Sach- und Personenschäden ist eine Haftpflichtversicherung in angemessener Höhe durch den Flughafenunternehmer
abzuschließen; als angemessene Höhe wird eine Versicherung von

200 000.— DM für Personen- und
100 000.— DM für Sachschäden

angesehen.

C. Besondere Hinweise:

Die Landegebühren für Hubschrauber sind bisher nur für den Flughafen Wahn festgelegt worden (vergl. Luftfahrthand-
buch AGA — 1 (4) — 5). Entsprechend dieser Regelung werden bis auf weiteres 50% der für Flugzeuge mit ähnlichem Ge-
wicht geltenden Gebühren als angemessen angesehen.

Wegen der Kosten für das Genehmigungsverfahren wird auf die Kostenordnung der ehemaligen Reichsluftfahrtverwal-
tung verwiesen, insbesondere auf § 4 Absatz 2a; danach kann außer den Gebühren Erstattung der Auslagen für die Be-
mühungen von Sachverständigen der Länder und des Bundes verlangt werden. Nach § 3 der Kostenordnung besteht die
Möglichkeit, Vorschüsse zu erheben.

II.

Voraussetzungen für die Zustimmung des Bundesverkehrsministeriums

zur Genehmigung von Hubschrauber-Landeplätzen

Außer den sinngemäß anzuwendenden §§ 12 LVG und §§ 35--37 LVO müssen folgende besonder e Voraussetzungen erfüllt
sein:

A. Für den Genehmigungsantrag
zu § 36 LVO Abs. 2, Nr. 2:

1. Für den Lageplan sind die Maßstäbe 1:1000 und 1:25000 zu verwenden.
Sollten bei den örtlichen Katasterämtern Pläne mit dem Maßstab 1:1000 nicht vorhanden sein, so können auch Pläne bis
zu einem Maßstab 1:5000 vorgelegt werden.

(s. unter B 2), und sämtliche baulichen Anlagen einzutragen bis zu einer Entfernung von 500 m im Hauptflugsektor

kennzeichnen, und es ist die Bodenbeschaffenheit anzugeben. Außerdem sind folgende Schnittzeichnungen vorzulegen:
a) ein Schnitt durch das Landegelände in dem Hauptanflugsektor,

b) ein Schnitt durch das Landegelände in den übrigen Anflugsektoren.
2. Antrag und Anlagen sind in dreifacher Ausfertigung vorzulegen.

B. Besondere Auflagen
Es müssen Auflagen erteilt sein, die nachstehende Mindesterfordernisse enthalten:

*) Hierzu ergehen noch besondere Empfehlungen,
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1. Gelände für Start und Landung
a) Für Flüge mit einmotorigen Hubschraubern über bebautem Gelände ist der Flugweg so festzulegen, daß eine Lan-
dung in Notfällen ohne Gefährdung der öffentlichen Sicherheit durchgeführt werden kann.

zelfall festzulegen.

c) Seitlich von der Außenkante der Start- und Landefläche sind horizontale Freizonen von 15 m Breite vorzusehen.
Bei entsprechender Verlängerung der Landefläche im Hauptanflugsektor (Hauptwindrichtung) können die Freizonen
an den Seiten verringert werden.

d) Für die Abfertigung und Abstellung der Hubschrauber sind gesonderte Flächen vorzusehen, deren Ausdehnung sich
nach der Größe und Anzahl der Hubschrauber sowie der Möglichkeit der Vornahme von Instandsetzungsarbeiten
richtet.

e) Das Landegelände soll eine dichte Grasnarbe oder anderen dauerhaften, staubfreien Untergrund haben.
f) Zur Verhinderung des unbefugten Betretens ist eine Umzäunung vorzusehen.

g) Die Hauptanfluggrundlinie soll in der Hauptwindrichtung liegen.
h) Die Ränder der Start- und Landefläche sind zu kennzeichnen. Der Aufsetzpunkt ist durch ein gut sichtbares Landezei-

chen (H) zu bezeichnen. Die Windrichtung ist durch einen gut sichtbaren Windrichtungsanzeiger kenntlich zu machen.
2. Hindernisfreiheit

Die untere Grenze der Bereiche, die hindernisfrei bleiben müssen, hat folgende Neigung aufzuweisen:
a) im Hauptanflugsektor 1:5,

b) in den übrigen Anflugsektoren 1:2.

Hierbei ist davon auszugehen, daß die Neigungsfläche an der Außenkante der Start- und Landefläche in der Breite der
Start- und Landefläche zuzüglich der beiderseitigen Freiflächen beginnt und

zu a) bis zu einer Entfernung von 500 m und
zu b) bis zu einer Entfernung von 200 m

reicht. Der Offnungswinkel für den Hauptanflugsektor soll auf beiden Seiten 15° betragen.

3. Flugsicherung und Wetterdienst

Zu den nächstgelegenen Flugsicherungs- und Wetterdienststellen ist eine Fernsprechverbindung einzurichten, um die Flug-
sicherung und Wetterberatung sicherstellen zu können.

4. Feuer- und Brandschutz

Ein angemessener, den besonderen Betriebsverhältnissen und der Lage des Hubschrauberlandeplatzes Rechnung tragen-
der Feuer- und Brandschutz ist sicherzustellen *).

5. Meldung von Flugunfällen

Bei Flugunfällen ist unverzüglich die Vorläufige Bundesstelle für Luftfahrtgerät und Flugunfalluntersuchung, Bonn, Arge-
lander Straße 59, Fernruf 24100, oder die nächstgelegene Flugsicherungsstelle zu benachrichtigen.

Eine ausreichende Sanitätsausstattung ist bereitzustellen und ein Vertragsarzt zu verpflichten.

7. Versicherung

Für Sach- und Personenschäden ist eine Haftpflichtversicherung in angemessener Höhe durch den Landeplatzhalter abzu-
schließen; als angemessene Höhe wird eine Versicherung von

200 000.— DM für Personen- und

100 000.— DM für Sachschäden

angesehen.

8. Flugleiter

Zur Überwachung des Flugbetriebes und zur Erhaltung eines betriebssicheren Zustandes des Landeplatzes ist von dem
Platzhalter eine sachkundige, verantwortliche Persönlichkeit als Flugleiter zu beauftragen.

C. Besondere Hinweise

1. Landegebühren

Für Hubschrauber-Landeplätze des öffentlichen Verkehrs werden entsprechend der für den Flughafen Wahn getroffenen
Regelung bis auf weiteres 50% der für Flugzeuge mit ähnlichem Gewicht geltenden Gebühren als angemessen ange-
sehen.

*) Hierzu ergehen noch besondere Empfehlungen.
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2. Kosten

Wegen der Kosten für das Genehmigungsverfahren wird auf die Kostenordnung der ehemaligen Reichsluftfahrtverwal-
tung verwiesen, insbesondere auf § 4 Absatz 2a; danach kann außer den Gebühren Erstattung der Auslagen für die Be-
mühungen von Sachverständigen der Länder und des Bundes verlangt werden. Nach § 3 der Kostenordnung besteht die
Möglichkeit, Vorschüsse zu erheben.

III.

Voraussetzungen für die Genehmigung von sonstigem Landegelände,
das von ausländischen Hubschraubern für Einzellandungen auferhalb

von Verkehrsflughäfen (Aufenlandungen) benutzt werden soll

1. Zuständige Behörde:
Auch vor Inkrafttreten des nach dem Schreiben des Bundesministers für Verkehr - L 4 - 421-5-30382 A/53 l. vom
25. August 1953 beabsichtigten Verfahrens sind im Interesse möglichster Vereinfachung der Verwaltung Anträge für aus-
ländische Hubschrauber, die von deutschen Luftfahrtunternehmen gechartert sind und sich bereits im Inlande befinden,
bei den obersten Verkehrsbehörden der Länder vorzulegen; diese entscheiden über die Anträge im Benehmen mit dem
Bundesverkehrsministerium.

2. Voraussetzungen:

Außer den sinngemäß anzuwendenden §§ 12 LVG und 39 LVO müssen folgende besondere Voraussetzungen er-
füllt sein:

A. Für den Genehmigungsantrag nach § 12 Absatz 1 LVG, § 39, Satz 2 LVO.

1. Mit dem Antrag ist eine Lageskizze mit kurzer Geländebeschreibung vorzulegen, aus der ersichtlich sein muß, ob das
Landegelände innerhalb oder außerhalb von bebautem Gelände liegt.

2. Antrag und Anlagen sind in dreifacher Ausfertigung vorzulegen.

B. Besondere Auflagen

Es müssen Auflagen erteilt sein, die nachstehende Mindesterfordernisse enthalten und für deren Erfüllung der Antragsteller
verantwortlich zu machen ist:

1. Start und Landung innerhalb von bebautem Gelände.

a) Es ist anzugeben, für welche Hubschrauber-Muster das Landegelände dienen soll.
Für Flüge mit einmotorigen Hubschraubern über bebautem Gelände ist der Flugweg so festzulegen, daß eine Landung
in Notfällen ohne Gefährdung der öffentlichen Sicherheit durchgeführt werden kann.

b) Die Start- und Landefläche soll nicht kleiner als 50 m X 50 m sein.
Die Anforderungen an die Ausdehnung und Tragfähigkeit der Start- und Landefläche sind entsprechend der Größe.

Verdenis fu entwicht der us sicher, io kei le festzul gen iet Werdend Abfugzone ist den tatsächlichen
c) Das Landegelände soll eine dichte Grasnarbe oder anderen dauerhaften, staubfreien Untergrund haben.
d) Zur Verhinderung des unbefugten Betretens des Landegeländes ist eine Absperrung vorzusehen.

e) Die Pen de zu er sert en. Die Windrichtung i dure erhinh gut sicht Auen Windrich ten urze ier ke sicht zu mande.
f) Der Flugzeugführer hat das Gelände vor der ersten Landung in Augenschein zu nehmen.

2. Hindernisfreiheit

Die untere Grenze der Bereiche, die hindernisfrei sein müssen, hat folgende Neigung aufzuweisen:

a) im Hauptanflugsektor 1:5,
b) in den übrigen Anflugsektoren 1:2.

Hierbei ist davon auszugehen, daß die Neigungsfläche an der Außenkante und in der Breite der Start- und Landefläche
beginnt und
zu a) bis zu einer Entfernung von 500 m und

zu b) bis zu einer Entfernung von 200 m
reicht. Der Öffnungswinkel für den Hauptanflugsektor soll auf beiden Seiten 15° betragen.
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3. Flugsicherung und Wetterdienst

Vor der Benutzung des Landegeländes ist das Einvernehmen mit den zuständigen Flugsicherungs- und Wetterdienststellen
herbeizuführen.

4. Feuer- und Brandschutz

Ein angemessener, den besonderen Verhältnissen und der Lage des Landegeländes Rechnung tragender Feuer- und
Brandschutz ist sicherzustellen *).

5. Meldung von Flugunfällen

Bei Flugunfällen ist unverzüglich die Vorläufige Bundesstelle für Luftfahrtgerät und Flugunfalluntersuchung in Bonn,
Argelander Straße 59, Fernruf 24100, oder die nächste Flugsicherungsstelle zu benachrichtigen.

6. Erste Hilfe bei Unfällen

Fernsprechverbindung mit der nächsten Unfallstelle muß gesichert sein.

C. Start und Landung außerhalb von bebautem Gelände

Die unter B genannten Auflagen finden entsprechende Anwendung. Jedoch können von den zu B, 1 b Satz 1 und 2, 1 c, 1 e,
1 f und 2 genannten Auflagen Erleichterungen zugelassen werden.

*) Hierzu ergehen noch besondere Empfehlungen.

B 8/54 Zulassung von Segelfluggeländen

Ba 2201- 2022 8 1954L4 -

Nachstehende Gelände sind zusätzlich zu den in NfL B 7/53, 14/53, 21/53 und 2/54 veröffentlichten Geländen für den Segelflug
zugelassen worden.

Lfd.
Nr.

Amtliche Bezeichnung und
Lage des Geländes

A. Baden-Württemberg
85 Erbach

48°20'20"N 09055'0
86 Horb a. N.

48°27'20"N 08040'45"0
87 Sulz

48°22'30"N 08038'0

Windenstart

Windenstart

Windenstart

Zugelassene Startarten

98 Herzen 110210
99 Paartaler Fluggelände

48°36'40"N 11025'0
100 Tannenhärtle

48°13'50"N 10°08'20"'O

101 49892031P*710072010
102 50-06N 110360

B. Bayern
Gummiseilstart

Windenstart

Windenstart

Windenstart

Gummiseil- und Windenstart

18 Wershofen |
50°27'20"N 06047'0

19 Wershofen II

G. Rheinland-Pfalz
Windenstart

Gummiseil- und Windenstart
50°26'48"N 06o50'07"0

Die in NfL B 7/53, unter E. Niedersachsen, Ifd. Nr. 5, 19 und 33 veröffentlichten Segelfluggelände Borkum, Langeoog und Wan-
gerooge sind zu streichen. Die Zulassung dieser Gelände als Landeplätze für Motorflugzeuge wird hiervon nicht berührt.

Der Bundesminister für Verkehr

Im Auftrag
Klüter



В 9-13 / 54

Nachrichten für Luftfahrer
Herausgegeben von der

Bundesanstalt tür Flugsicherung
Büro der Nachrichten für Luftfahrer

im Auftrage des

Bundesministers für Verkehr

2. Jahrgang NfL Teil B Frankfurt a. M., 15. März 1954

B 9/54 Vorläufige Vereinbarung über die Baumusterprüfung
von Flugfunkanlagen

und Genehmigung von Boden- und Luftfunkstellen

Bonn, den 26. Januar 1954
L 6 - 601 - 32150 F

Zwichen de Bundesmiter dinge Paus Fe von duese geMin i de lus desinter fitNe Von (BMV) besteh!
dermaten verfahren werden soll:

1. Flugfunkgeräte und -anlagen in Luftfahrzeugen:

1. Für die Errichtung und den Betrieb von Flugfunkgeräten und -anlagen an Bord von Luftfahrzeugen gelten die §§ 51-57

der Verordnung über Luftverkehr (LVO) vom 21.8. 1936.

2. Der BMV bestimmt, in welchen Luftfahrzeugen Funkgeräte und -anlagen vorhanden, und welcher Art diese Geräte und
Anlagen sein müssen.

3. Die Anträge auf Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb der Anlagen sind an die Bundesanstalt für Flugsicherung
(BFS) zu richten (§ 52 Abs. 1 LVO).

4. Ist eine Funkanlage der Musterprüfung noch nicht unterzogen, so ist zunächst diese bei der BFS zu beantragen (§ 52
Abs. 2 LVO).

5. Die Musterprüfung ist nach den von der BFS im Einvernehmen mit der Vorläufigen Bundesstelle für Luftfahrigerät und
Flugunfalluntersuchung (VBL) und dem Fernmeldetechnischen Zentralamt (FTZ) aufzustellenden Bau- und Prüfvorschriften
vorzunehmen.

Die Bau- und Prüfvorschriften sollen alle diejenigen Forderungen, die von dem BMV und dem BPMin erhoben werden,
sowie die Bestimmungen der Vollzugsordnung für den Funkdienst des Internationalen Fernmeldevertrages von Atlantic
City 1947 (VO Funk) berücksichtigen.

6. Bei der BFS eingehende Anträge auf Musterprüfung werden zunächst daraufhin geprüft, ob das betreffende Flugfunk-
gerät für den beantragten Zweck grundsätslich geeignel erscheint. Die BFS veranlafst sodann die Prüfung der Geräte
durch das FTZ, soweit es sich um die Beachtung der Bestimmungen der VO Funk und um Forderungen des BPMin
handelt und eine Prüfung am Boden möglich ist. Die Einbauweise der Geräte in den Luftfahrzeugen und das Einhalten
des Abkommens der Internationalen Luftfahrtorganisation (ICAO) wird durch die BFS im Einvernehmen mit der VBL ge-
prüft.

7. Über die Muslerprüfung stellt die BFS nach Einholen des Prüfgutachtens des FTZ (Zulassungsurkunde) und des Einver-
ständnisses der VBL dem Antragsteller einen Prüfschein aus.

8. Die BFS hat im Einvernehmen mit der VBL den Einbau der Geräte und Anlagen in jedem Einzelfalle zu prüfen. Bei
auswechselbaren Seriengeräten, die einer Musterprüfung mit Erfolg unterzogen worden sind, kann sich die BFS auf
Stichproben in Form einer Stückprüfung beschränken.

9. Ist das Luftfahrzeug für den Flugfunkverkehr geeignet und entsprechen die Geräte und Anlagen der Prüfordnung für

Luftfahrtgerät, so übersendet die BFS den Antrag auf Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb der Funkanlagen
dem FTZ (§ 52, Abs. 3 der LVO), das die Genehmigungsurkunde und den Auszug daraus ausstellt und diese der zu-
ständigen Oberpostdirektion (OPD) zur Aushändigung an den Antragsteller übersendet.
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10. Bei der Abnahme der Geräte und Anlagen hat die BFS festzustellen, ob
a) durch den Einbau die geforderten Leistungen nicht beeinträchtigt werden,
b) die betrieblichen Anforderungen durch die Anlagen erfüllt werden,
c) der Einbau der Anlage den Forderungen der VBL entspricht.

11. Mit der Genehmigungsurkunde werden die Sende- und Empfangsfrequenzen zugeteilt. Das Rufzeichen entspricht dem
Staatszugehörigkeits- und Eintragungszeichen, das im Funkausweis (siehe Abschnitt |, 12) eingetragen wird. Die gegensei-
tige Abstimmung zwischen FTZ und BFS bei Festlegung der Rufzeichen und Frequenzen bleibt hierdurch unberührt.

12. Die BFS stellt daneben für jedes Luftfahrzeug, das eine Funkanlage mitführen darf, einen Funkausweis (siehe Anlage)
aus. Der Funkausweis legt die zu benutzenden Rufzeichen für den Funksprech- und Funktelegraphieverkehr fest. Bis zum
10. jedes Monats unterrichtet die BFS das FTZ über die im Vormonat ausgestellten und eingezogenen Funkausweise.

II. Private Bodenfunkstellen und Flugsicherungsanlagen und -geräte in Bodenfahrzeugen:

1. Für die Errichtung und den Betrieb privater Bodenfunkstellen zu Sonderzwecken für den Flugbetrieb gelten die §$ 58-59
der LVO und § 2 Abs. 1 Nr. 7 und Abs. 3 des Gesetzes über die BFS.

2. Die Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb einer privaten Bodenfunkstelle ist bei der BFS zu beantragen, die in
gleicher Weise verfährt wie unter Abschnitt I, 9.

3. Das im Abschnitt | angeführte Verfahren für die Musterprüfung und Abnahme von Funkgeräten und -anlagen an Bord
von Luftfahrzeugen gilt sinngemäfs auch für private Bodenfunkstellen und Funkgeräte und -anlagen in Bodenfahrzeugen.
Jedoch wird dabei im allgemeinen eine Beteiligung der VBL entfallen.

III. Flugfunkgeräte und -anlagen der Bundesanstalt für Flugsicherung:

1. Im Rahmen des § 2 Abs. 3 des Gesetzes über die BFS ist die Errichtung und die Abnahme der Flugsicherungsgeräte
Angelegenheit der Anstalt (§ 2 Abs. 1 Nr. 2 und 4 des Gesetzes über die BFS).

2. Die Bedingungen für die Herstellung von Flugfunkgeräten und -anlagen für den Flugsicherungsdienst werden von der
BFS in Bau- und Prüfvorschriften festgelegt.
Soweit diese Einhaltung von Bestimmungen der VO Funk und von Forderungen des BPMin behandeln, werden die Bau-

und Prüfvorschriften im Einvernehmen mit dem FTZ herausgegeben. Für den Betrieb der Geräte und Anlagen ist gemäts
Gesets über die BFS § 2 Abs. 1 Nr. 9 die BFS zuständig.
Es ist in Aussicht genommen, daf eine generelle Genehmigung für Funkanlagen für Zwecke der Flugsicherung im Bun-
desgebiet erteilt wird. Von der Ausstellung besonderer Genehmigungsurkunden für die in der generellen Genehmigung
näher bezeichneten Funkanlagen soll abgesehen werden.

IV. Gebühren:

1. Die BFS erhebt für ihre Mitwirkung bei der Prüfung und Zulassung von Flugfunkgeräten in Luftfahrzeugen und auf
privaten Bodenfunkstellen Gebühren nach den Vorschriften der §§ 12 und 13 der Kostenordnung der Reichsluftfahrtver-
waltung (Anlage 3 zum § 112 LVO).

2. Benehmigung zur Erichtung unid zum betrie stupiflagen im Flugunkiensebühr. Gebührenptlichig ist ferner die
Bonn, den 26. Januar 1954

Der Bundesminister für Verkehr

Im Auftrag
Dr. Knipfer

Frankfurt (Main), den 21. Dezember 1953

Post und sorme fede
Im Auftrag
Kirchner

FUNKAUS WEIS
D... in

(Name des Halfers des Luftfahrzeugs)

ist berechtigt, auf dem Luftfahrzeug (saatszugehörigkels und Eintragungszeichen)
Furetung der die Gelehrsune stunden Pausung it un gem 8,89 5 57 in zb bourg mil, $ 17 Ht der
Dieser Funkausweis gilt nur in Verbindung mit den Genehmigungsurkunden (Auszug) für die Funkanlagen.

Frankfurt (Main), den. 19......

(Dienststempel) Bundesanstalt für Flugsicherung
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Sichtflugregeln für den Segelflugbetrieb
Bonn, den 10. 2. 1954
L6 - 600 - 32554 F

1. In kontrollierten Lufträumen
2. Auferhalb kontrollierter Luft-
räume in 200 m (700 fl) Höhe

der Garibd oder Wasser

Auferhalb kontrollierter
Lufträume, unterhalb von

er Grund *) er asser

Flugsicht 5 km (3 Meilen) 1,5 km (1 Meile)

Abs wolken angrecht 50m (500 *) frei von Wolken

Die Sichtflugregeln lauten:

Ziffer 4.1 - VFR-Flüge sollen so durchgeführt werden, daly das Luftfahrzeug unter Wetterbedingungen geflogen wird, bei denen
Sicht und Wolkenabstand den in der folgenden Tabelle angegebenen Bedingungen entsprechen oder grölser
sind. Ausnahmen für VFR-Flüge innerhalb von FS-Kontrollzonen sind nur zulässig, wenn diese von der zustän-

Ziffer 4.2 - VFR-Flüge innerhalb einer FS-Kontrollzone sollen nicht durchgeführt werden, wenn die Bodensicht weniger als
5 km (3 Meilen) beträgt oder die Wolkenuntergrenze auf dem betreffenden Flughafen unterhalb 300 m (1000 ff)
liegt. Ausnahmen sind nur mit Genehmigung der zuständigen FS-Kontrollstelle zulässig.

Der Bundesminister für Verkehr
Im Auftrag
Dr. Knipter

B 11/54 Deutsche Forschungsanstalt für Segelflug e.V. (DFS)
Eintragung in das Vereinsregister

Bonn, den 16. Februar 1954
15 - 515 - 14 F/1954

Die Eintragung der Deutschen Forschungsanstalt für Segelflug e.V. in das Vereinsregister wird nachstehend bekanntgegeben.

Der BundesmAster für Verkehr
Dr. Knipfer

Geschäftsstelle des Amtsgerichts Darmstadt
- Registergericht -

Darmstadt, den 15. 1. 1954

Am 15. Januar 1954 wurde in dem Vereinsregister Nr. 212 bei dem Verein Deutsche Forschungsanstalt
für Segelflug, Darmstadt, unter Nr. 3 folgender Eintrag vollzogen:

In Spalte 4 (Vorstand): Das Amt des Notvorstandes, Dipl.-Ing. Otto Fuchs, ist beendet.
Vorstandsmitglieder sind:
Professor Dr. Harald Koschmieder, Berlin-Nikolassee
Dipl.-Ing. Otto Fuchs, München.
K. A.

gez. Brücher
Justizangestellte

als Urkundsbeamt. d. Geschäftsstelle
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B 12/54 Vorläufige Bundesstelle
für Luftfahrtgerät und Flugunfalluntersuchung

Bonn, den 3. Februar 1954
L5 - 530 - 2013 L/54

Unter Bezugnahme auf NíL B 1/53 vom 15. September 1953 wird nachstehend bekanntgegeben, wie die
Vorläufige Bundesstelle für Luftfahrtgerät und

Flugunfalluntersuchung (VBL) in Bonn, Argelanderstralse 59
zu erreichen ist.

Telegramme: Flugstörung
Der Bundesminister für Verkehr

Im Auftrag
Stelle

B 13/54 Zulassung von Segelfluggeländen
Bonn, den 11. März 19.
L 4 - 420 - 2050 B/54

Nachstehende Gelände sind zusätslich zu den in NfL B 7/53, 14/53, 21/53, 2/54 und 8/54 veröffentlichten Geländen für den
Segelflug zugelassen worden.

Lfd.
Nr. Amtliche des ichung und Zugelassene Startarten

A. Baden-Württemberg
88 Bausch 08045'0
89 5905459N 0892240°0

Gummiseil- und Windenstart

Windenstart

Windenstart

Windenstart

92 1971d1080 Gummiseil- und Windenstart

Windenstart

9 20%7807100060 Gummiseilstart

Musteue un lopp durch
103 AseN Yogeliburg B. Bayindenstart

35 BION 69960 D. Hessenmiseilstart

36 50003N ou froschausen Windenstart

46 Rennefeld F. Nordrhein-mitale und Windenstart
51°09'07"N 08015'08'0

47 5Y°1230 N 0704610 Gummiseil- und Windenstart

H. Schleswig-Holstein

"Won o9200
Das in NiL B 7/53 unter G. Rheinland-Pfalz, Ifd. Nr. 6 veröffentlichte Segelfluggelände Grünstadter Berg ist zu streichen.

Der Bundesminister für Verkehr



В 14-15 / 54

Nachrichten für Luftfahrer
Herausgegeben von der

Bundesanstalt für Flugsicherung
Büro der Nachrichten für Luftfahrer

im Auftrage des

Bundesministers für Verkehr

2. Jahrgang NfL Teil B Frankfurt a. M., 15. April 1954

В 14/54 GENEHMIGUNG ZUR ERRICHTUNG UND ZUM BETRIEB
VON FUNKANLAGEN FÜR

ZWECKE DER FLUGSICHERUNG IM BUNDESGEBIET

Bonn, den 25. Februar 1954
L6 - 640 - 2016 P

Der Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen hat dem Bundesminister für Verkehr aufgrund der §§ 1 und 2 des Ge-
selzes über Fernmeldeanlagen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Januar 1928 eine Genehmigung zur Errichtung
und zum Betrieb von Funkanlagen für Zwecke der Flugsicherung im Bundesgebiet erteilt. Der Wortlaut der Verleihungsurkunde

Der Bundesminister für Verkehr
Im Auftrag

Dr. Knipfer

Aufgrund der §§ 1 und 2 des Gesetzes über Fernmeldeanlagen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Januar 1928
(Reichsgesetzblatt | S. 8) wird folgendes bestimmt:

§ 1

stel und teste Ortungsukhe en tue die higs duerundie eurosen ul tu Fegeicherung feste Flugtunkstellen, Bodentunk-
§2

Für Funkanlagen gemäk § 1 sind Genehmigungsgebühren zu entrichten, deren Höhe sich aus der Allgemeinen Dienstanweisung
für das Post- und Fernmeldewesen, Abschnitt VI, 8 - Funkdienst - ergibt.

§ 3

Für die Technik und den Betrieb der unter § 1 bezeichneten Funkanlagen sind die Bestimmungen des jeweils gültigen Inter-
nationalen Fernmeldevertrags und der zugehörigen Vollzugsordnungen für den Funkdienst bindend. Die Funkanlagen müssen
so beschaffen sein, daf der Betrieb von Fernmeldeanlagen, die öffentlichen Zwecken dienen, nicht gestört wird.

§4

Die Frequenzen für die unter § 1 bezeichneten Funkanlagen sind in jedem Einzelfalle bei dem Bundesminister für das Post-
und Fernmeldewesen zu beantragen. Ohne besonderen Antrag dürfen Frequenzen derjenigen Bereiche benutzt werden, die
nach dem jeweils gültigen "Internationalen Fernmeldevertrag" und der zugehörigen Vollzugsordnung für den Funkdienst aus-
schlieflich dem Flugfunk- oder Flugnavigationsfunkdienst zugewiesen und durch internationale Konferenzen festgelegt sind. In
diesen Fällen prüft der Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen, gegebenenfalls im Benehmen mit anderen Stellen,
ob diese Frequenzen in der Bundesrepublik verfügbar sind, und teilt das Ergebnis dem Bundesminister für Verkehr mit.
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Dem Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen sind die Frequenzen sowie die für die Veröffentlichung in den inter-
nationalen Dienstbehelfen erforderlichen Angaben mitzuteilen.

Ou inter atm au atte de doch no en en conten in enten erden in on en vereinbarungoa
§ 5

des Wunden dieses r Vehin 2u sie eind Anderung der Auflagen - abgesehen von 8 2 - sind nur mit Zustimmung
Frankfurt (Main), den 8. Februar 1954

Pest und Fernmeld weden
Dr. Balke

В 15/54 TIEFFLUGUBUNGEN DER ALLIIERTEN LUFTSTREITKRÄFTE
Headquarters 2nd Allied Tactical Air Force
29. März 1954 - 2ATAF/S. 5/Nav.
und NfL | DABE NI Misc. 231 091505z

Aut dem un u veit a) en hir beeistngen Surchgen und in den unter (8) und (4) naher bezeichnen Gebieten werden von
1 Tiefflugstrecken für Lufffahrzeuge mit Düsenantrieb

Strecke Von Bis

1

1 a
2

52017N 070350 52°03'N 07004'0
52°07'N 06057'0 52°23'N 07025'0
51054'N 07025'0 51°47'N 07057'0
51°47'N 07057'0 51o20'N 08°07'0

2 a
3
3 а

4

51°20'N 08o00O 51o52,5'N 07022'0
51020'N 08012'0 51°42'N 08057'0
51o36'N 09001,50 51o20'N 08030'0
52°07'N 090280 52o28,5'N 09012,5'0
52°28,5 N 09012,50 52o58N 09024'0

4 a 52059'N 090380 52o25'N 09031,5'0

5

5 a

52°25'N 09031,5'0 52o06'N09043'0
52°57'N 09°13'0 52°40'N08•27'0
52°53'N 08040'0 53°05'N 09010'0
53°12'N 09016'053°42'N 09002'0
53°42'N 09°02'0 53o58'N1 09007'0

6 a 54°02'N 09017'0 53041'N 09015'0
53°41'N 09015'053°15'N 09026'0

7 51°46'N 08057,5'0 52o21'N 08o17'0
Ta 52o27N 08022'0 51055'N 09008'0
8 50°56'N 07016'051°12,5'N 08°00'O
8 a 51°02'N 08000'0 50o52'N 07019,5'0

Rechtweisender
Kurs

234
049
109
167
324
052,5
231

337
013,5
186
157
238
056
344
011
182,5
166
324
139
058,5
248

Entfernung
in NM

23,5
22
20,5
28,5
40
36

25,5
24
29,5
34,5
19,5
33
21,5
31,5
18
20,5
26

51,5
32
27

2 Tiefflugstrecken für leichte, mit Kolbenmotor angetriebene Luftfahrzeuge

A. Detmold - Melle (52°12'N 08020'0) - Bad Essen
(52°19'N 08021'0) - 52°23'N 07056'0 - Lengerich
(52°11'N 07051'0) - Brackwede (51o59'N 08o31'N)
- Detmold.

・
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B. Detmold - Neuenbecken (51°45'N 08o51'O) - 51°29'N

08004'0 - Liesborn (51°43'N 08o15'O) - Senne ||
(51057'N 08035'O) - Detmold.

C. Detmold - Salzuflen (52°06'N 08°45'O) - 52°13'N

08052'0-5219N089520-Petershagen(52°23N

08°58'O) - Langerholzhausen (52o19'N 08o58'0) -
Detmold.

D. Detmold - Dortmund (51°32'N 07°33'O) - Lipperode
(51°42'N 08022'0) - 51°48'N 09001'0 - Detmold.

E. Detmold - 52°12'N 09057'0 - Rischenau (51°53'N
09°18'0) - Detmold.

F.

G. Detmold - Melle (51°12'N 08o20'O) - Steinfeld (52°35'N
08°12'O) - Liebenau (52o36'N 09006'0) - 52o22'N
09920'0-Detmold.

H. Detmold - Lübbecke (52°18'N 08°37'0) - Rehburg
(52°29'N 09o13'O) - Hessisch Oldendorf (52°00'N

09°15'0) - Detmold.

J. Detmold - Kaunitz (51052'N 08034'0) - 51o36'N
08°20'0 - Frondenburg (51°29'N 07°46'O) Brecker-
feld (51°16'N 07°29'0).

K. Detmold - Lübbecke (52°18'N 08°37'0 - Ströhen
(52°32'N 08941'O) - 52°48'N 09°12'0 - Liebenau
(52o36'N 09006'0) - 52°22'N 09°20'0 - Detmold.

L. Detmold - Brackwede (51o59'N 08°31'O) - Lengerich
(52°11'N 07°51'O) - Ahlen (51°46'N 07°53'O) - Neu-

enkirchen (51°50'N 08027'0) - Detmold.

M. Lohe (52°58'N 09013'O) - Zeven (53°18'N 09017'0) -
Horneburg (53o31'N 09°35'0) - Lohe.

N. Lohe - Wietzen (52°43'N 09°05'0) - Langförden
(52°47'N 08°15'O) - Syke (52°55'N 08o49'O) - Wissel-
hövede (52°59'N 09o34'O) - Lohe.

O. Lohe - 53°05'N 09o31'O - Meschen (53°24'N 10°03'O)
- Lohe.

Q. Lemgo (52°02'N 08054'O) - Stolzenau (52°o31'N 09°05'0)

S. Detmold (51°57'N 08o53'O) - Schlangen (51°49'N
08o51'0).

T. Detmold - Schlangen - 51°43'N 08948'0 - 51o28'N
07°43'0 - Neukirchen (51°06'N 07°07'0) - Hilden
(51o11'N 06°56'0).

3 Tieffluggebiete für Luftfahrzeuge mit Düsenantrieb

Tiefflug-Gebiet Nr. 1: Ein Gebiet, dessen Begrenzung wie folgt verläuft: 52°57'N 07o17'O, am Küsten-Ems-Kanal entlang

bis 30m Wese, Ka Bassin 5 05 5208 0 60 am DrEimund misie il Diang bit mai de Pu 53°2/N 078180),
entlang der Ems bis 52°57'N 07°17'0.

Hiervon ausgenommen sind die Gebiete:
(a) Im Umkreis von 3 NM um den Schiefplats Meppen (52o51'N 07°25'0)

(b) Im Umkreis von 3 NM um den Fliegerhorst Ahlhorn (52°54'N 08o14'O)
(c) Segelfluggelände (52°57'N 07o30'O) und (52°22'N 07048'0)
(d) Über den Hochspannungsleitungen, entlang der südöstlichen Begrenzung und der Linie Diepholz-Bohmte, Flo-

dorf-Mohmte.
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06054'0), dann entlang der Hauptstrafse über Haltern nach Appelhülsen (51°54,5'N 07o25'O), entlang der Strafse nach Coesfeld
(51o56'N 07°10'0) und entlang der Eisenbahnlinie bis 52°10'N 06054'0.

Hiervon ausgenommen sind die Gebiete:
(a) Im Umkreis von 3 NM um Wesel (51°35'N 06°37'0)
(b) Im Umkreis von 3 NM um Dorsten (51°40'N 06°58'0)
(c) Im Umkreis von 3 NM um Lintfort (51°30'N 06°33'0)

(d) Im Umkreis von 4 NM um Goch

(e) Segelfluggelände 51°51'N 06953'0
(t) und wish en chen Orien sorten-Sudlie -A sowies in sonte is nein eroch verardelicher Richtung

Tiefflug-Gebiet Nr. 3: Ein in der britischen Zone Deutschlands liegendes Gebiet, das von der amerikanischen Zonen-
grenze, dem Breitenkreis 51o20'N und dem Meridian 08°00'O begrenzt wird.

Hiervon ausgenommen sind die Gebiete:

(a) Im Umkreis von 3 NM um Siegen (50°54'N 08o02'O)

Tiefflug-Gebiet Nr. 4: Ein Gebiet, dessen Begrenzung zwischen folgenden Punkten verläuft: 51°29'N 09o13'O, entlang
der Eisenbahnlinie bis 51°46'N 08o57'O, entlang der Eisenbahnlinie bis Hameln (52°06,5'N 09o22'O), entlang der Eisenbahn-
linie nach Elze (52°06'N 09o45'O), entlang der Eisenbahnlinie nach Northeim (51°43'N 09958'O), entlang der Eisenbahnlinie bis
51°39'N 09o30'O, und entlang der U.S.-Zonengrenze bis 51°29'N 09o13'O.

Hiervon ausgenommen sind die Gebiete:
(a) Im Umkreis von 3 NM um Hameln (52°06'N 10°21'O)

(b) Seel Olade: 5143N O9570, 5149N O954O, SlOSIN 090380, 51047N 0927O, 51 50N 09270 und
(c) Über Hochspannungsleitungen und entlang der östlichen Begrenzung sowie der Linie Eschershausen-Greene.

Tiefflug-Gebiet Nr. 5: Ein Gebiet, dessen Begrenzung wie folgt verläuft: Von Soltau (52°59'N 09o50'O) entlang der
Eisenbahnlinie bis 52°57'N 09o13'O, entlang der Strake bis 53°03'N 09o10'O, entlang der Autobahn bis 53°22'N 09°28'0, ent-
lang der Strafe nach Soltau.

Hiervon ausgenommen ist das Gebiet:
(a) Im Umkreis von 3 NM um Rotenburg.

linie bis nach St. Michaelisdonn.

Hiervon ausgenommene Gebiete sind:
(a) Im Umkreis von 3 NM um Fliegerhorst Schleswigland (54°27'N 09o31,5'O)
(b) Im Umkreis von 3 NM um Schleswig (54°27,5N 09°31'0)
(c)Im Umkreis von 3 NM um Rendsburg (54o17'N 09°40'O)

(d) Im Umkreis von 3 NM um Husum (54°28'N 09°03'0)

(e) Segelfluggelände Schleswigland (53059'N 09°08'0)
(f) Über Hochspannungsleitungen und entlang der nördlichen Begrenzung und der Linie Heide - Albersdorf.

4 Tieffluggebiet für leichte, mit Kolbenmotor angetriebene Luftfahrzeuge

Tiefflug-Gebiet Nr. 7: Ein Gebiet, dessen Begrenzung wie folgt verläuft: Von dem Punkt 51°56'N 08o55'O (Detmold)
in nördlicher Richtung an der Hauptstrale nach Lemgo entlang bis zu dem Punkt 52°01'N 03°53'O, von dort an der Eisenbahn-
linie nach Griessem entlang bis zu dem Punkt 52°00'N 09o11'O, dann bis zu dem Punkt 51°58'N 09o16'O (Lugde), von dort in
südwestlicher Richtung an der Eisenbahnlinie entlang bis zu der Eisenbahnkreuzung an dem Punkt 51°49'N 09000'0 und dann
an der Eisenbahnlinie nach Detmold entlang bis zu dem Punkt 51°56'N 08055'0.

Tiefflug-Gebiet Nr. 8: Ein Gebiet, dessen Begrenzung wie folgt verläuft: Von dem Punkt 51°56'N 08°55'O (Detmold)
in nördlicher Richtung an der Hauptstrafe nach Lemgo entlang bis zu dem Punkt 52o01'N 08o53'O, von dort an der Eisenbahn-
linie nach Griessem entlang bis zu dem Punkt 52°00'N 09911'O, dann bis zu dem Punkt 51o58'N 09o16'O (Lugde), von dort in
südlicher Richtung bis zu dem Punkt 51°54'N 09o17'O (Rischenau) und weiter in südwestlicher Richtung bis zu dem Punkt 51°49'N
09008'O (Nieheim), von dort in westlicher Richtung bis zu der Eisenbahnkreuzung an dem Punkt 51°49'N 09o00'O und dann
an der Eisenbahnlinie nach Detmold entlang bis zu dem Punkt 51°56'N 08055'O.
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Nachrichten für Luftfahrer
Herausgegeben von der

Bundes an Nadt ichien fü sicherung
im Auftrage des

Bundesministers für Verkehr

2. Jahrgang NfL Teil B Frankfurt a. M., 15. Mai 1954

B 16/54 Gebührenordnung
des deutschen Wetterdienstes

vom 20. März 1954
(Bundesanzeiger Nr. 59 vom 25. März 1954)

Bonn, den 20. März 1954
- Z 8 - 57 Vmz -

Im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister der Finanzen und nach Anhörungdes Verwaltungsbeirats des Deutschen
Wetterdienstes wird auf Grund des § 9 Abs. 2 des Gesetzes über den Deutschen Wetterdienst vom 11. November 1952
(Bundesgesetzblatt | S. 738) folgende Verwaltungsvorschrift erlassen:

Die Leistungen des Deutschen Wetterdienstes sind gebührenpflichtig. Sie werden den Interessenten im Wege allgemeiner Ver-
breitung zugänglich gemacht oder auf unmittelbare Anforderung durch dazu bestimmte Dienststellen des Deutschen Wetter-
dienstes abgegeben.

§2
Zeitungswetterdienst

scheinen, monatlich
bei einer Auflagenhöhe:

a) bis 3000 6.- DM
b) über 3000 bis 50000 je Tausend der Auflage 2.- DM
c) über 50000 bis 100 000 je Tausend der Auflage über 50000 1.50 DM

zuzüglich der Endgebühr nach b) 100.— DM

d) über 100 000 je Tausend der Auflage über 100 000 1.— DM

zuzüglich der Endgebühr nach c) . . . . . . ''....••••• 175.— DM

(2) Die Gebühren nach Absatz l ermäßigen sich für Zeitungen, die nur an 4-5 Tagen in der Woche je einmal erscheinen,
um 1⁄4. Eine Ermäßigung um 2⁄5 tritt für Zeitungen ein, die höchstens dreimal in der Woche erscheinen. Eine Ermäßigung der
Monatsgebühr unter 6.— DM ist jedoch in keinem Falle möglich.
Erscheint eine Zeitung mehr als einmal täglich und erhält sie mehr als einen Wetterbericht am lage, so ist eine Zusatz.
gebühr nach Umfang der zusätzlichen Belieferung zu vereinbaren.
(3) Für

Straßenwetterberichte,
Wintersportwetterberichte,
Stationsmeldungen,
Sonderberichte meteorologischer oder klimatologischer Art

wird ein nach dem Umfang dieser Leistungen festzusetzender Zuschlag erhoben, der im einzelnen bis zu 30% der Gebühr
nach Absatz 1 bzw. 2 betragen kann.
(4) Für Wetterberichte in Wochen- oder Monatszeitschriften werden Gebühren nach besonderer Vereinbarung erhoben.

(5) Die Gebühr für die Klischeevorlage einer Wetterkarte oder Vorhersagekarte beträgt 35% der Gebühr nach Absatz 1,
jedoch mindestens 30.— DM je Vorlage. Bei weniger als sechsmal wöchentlichem Bezug tritt die Ermäßigung nach Absatz 2
ein, die Mindestgebühr beträgt jedoch 18.— DM.

Die Gebühr für Matern einer Wetterkarte oder Vorhersagekarte beträgt 70% der Gebühr nach Absatz l. Bei weniger als
sechsmal wöchentlichem Bezug tritt die Ermäßigung nach Absatz 2 ein. Die Mindestgebühr beträgt in jedem Falle 30.- DM.

(6) Die Kosten für die Übermittlung (Fernsprech-, Fernschreib-, Postgebühren) trägt die Zeitung.
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Rundfunk- und Fernsprechauftragsdienst
(1) Für wetterdienstliche Leistungen, deren Art und Umfang zwischen einer Rundfunkgesellschaft und einer Dienststelle des
Wetterdienstes festgesetzt wird, zahlt die Rundfunkgesellschaft eine monatliche oder jährliche Pauschgebühr nach Verein-
barung.

an den Deutschen Wetterdienst einen Anteil der von ihr

zwischen der Deutschen Bundespost und dem Deutschen Wetterdienst vereinbart.

Wirtschaftsberatungsdienst
(1) Meteorologische Auskünfte und Beratungen werden auf Anforderung als einmalige oder laufende Leistung erteilt.
(2) Als Richtpreis gilt für eine einfache Auskunft 2.- DM

für eine Beratung 4.— DM.

(3) Die Mindestgebühr für ein Abonnement auf einfache Auskünfte beträgt 12.— DM, auf einfache Beratungen 20.— DM
monatlich.

Im übrigen werden die Gebühren nach dem Umfang des erforderlichen Arbeitsaufwandes festgesetzt und können ein Viel-
faches der Mindestgebühr betragen. Sie werden mit dem Interessenten vor Aufnahme des Beratungsdienstes vereinbart.
(4) Vermittelt ein Abnehmer die Beratungen weiter, so ist neben dem Umfang der Leistung auch die Anzahl der weiteren
Abnehmer für die Festsetzung der Gebühr maßgebend.

(5) Die Übermittlungskosten trägt der Abnehmer.

§5

Klimatologische Auskünfte und Gutachten
(1) Die Grundgebühr für die Mitteilung einfacher Beobachtungstatsachen, für klimatologische Auskünfte und Gutachten be-
trägt 3.— DM.

1 te und Grundel hin en si Aberen Arbeit ein 1u erferd erlich die Der Richtal der est ush Mi eingt Aus.
gefangene Arbeitsstunde

a) für technische Leistungen .
b) für wissenschaftliche Leistungen

4.- DM
. . 7.50 DM

c) für Gutachtertätigkeit (Zeitaufwand einschließlich

Wegstrecke, jedoch ohne Fahrtkosten) 7.50 DM

Dazu treten die Unkosten für entstandenen Materialaufwand, Gerätebeförderungskosten, Reisekosten, sowie die Kosten für
den Einsatz zusätzlicher Arbeitskräfte und für etwa notwendig werdende Überstunden. Gebühren über 25.— DM werden
dem Antragsteller vor Beginn der Arbeit mitgeteilt.

6
Seewetterdienst

Für Beratungen im Seewetterdienst, die über die durch die Internationale Vereinbarung zur Sicherheit menschlichen Lebens
auf See (Schiffssicherheitsvertrag) bedingten allgemeinen Wetterfunkausstrahlungen hinausgehen, gelten die Bestimmungen
der §§ 4 (Wirtschaftsberatungsdienst) und 5 (Klimatologische Auskünfte und Gutachten) entsprechend.

§7
Flugwetterdienst

Die entsprechend den Luftverkehrsbestimmungen von dem Führer eines Luftfahrzeuges oder dem Beauftragten einer Luft-
verkehrsgesellschaft vor dem Start einzuholende meteorologische Beratung wird gebührenfrei erteilt, desgleichen alle Be-
ratungen und Wetterauskünfte, die im Interesse der Sicherheit oder der zweckmäßigen Durchführung des Flugbetriebes von
den hierfür verantwortlichen Stellen angefordert werden. Die Luftverkehrsgesellschaften, Flughafenleitungen und der Luftsport
werden ebenfalls gebührenfrei beraten, sofern nicht hierfür besondere Aufwendungen durch die Bereitstellung von Beratun-
gen außerhalb des Dienstortes der Wetterwarte oder die Anfertigung größerer Gutachten erforderlich sind. In diesen Fällen
werden die Gebühren entsprechend den §§ 4 bzw. 5 dieser Gebührenordnung berechnet.

§8
Instrumentenprüfung

Die Gebühren für die Prüfung meteorologischer Instrumente durch Dienststellen des Wetterdienstes werden in einer beson-
deren „Prüf- und Gebührenordnung für meteorologische Instrumente" geregelt, die durch den Bundesminister für Verkehr
erlassen wird.
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9
Gebührenfreiheit

(1) Von der Gebührenpflicht sind befreit:

a) die end die den sinde trie de des der eu und dem n sind iedoch die Deutsche Bundespost, die Deutsche Bundes.
b) die Träger der Sozialversicherung,

12, Die sonient riti Selen hie chich fristich ich auben for onliche itelungen Veröffentlichungen des Wetter.
dienstes und den Nachdruck der Wetterberichte und Wettervorhersagen.
(3) Die Gebührenfreiheit für Auskünfte an Gerichte, Polizeidienststellen und sonstige Behörden entfällt, wenn die Gebühren
Dritten auferlegt werden können.

In diesen Fällen tritt an Stelle dieser Gebührenordnung die Gebührenordnung für Zeugen und Sachverständige von 30. 6. 1878
nebst den dazu ergangenen Änderungen.

$10

Die Con for dore i en li est Kret, a die 1 i i o sorur for den Weterdent der
Bonn, den 20. März 1954

Der Bundesminister für Verkehr

In Vertretung des Staatssekretärs
Dr. Schiller

B 17/54 Genehmigung von Luftfahrtgeländen
für Hubschrauber

Bonn, den 26. April 1954
L4 - 421 - 4 - 2045 N/54 II

Unter Bezugnahme auf NfL B 7/54 (L 4 - 421 - 4 - 32354 Vm/ 53 Il), Abschnitt Ill, werden die folgenden zusätzlichen

bekanntgegeben.

7. Versicherung
Für Sach- und Personenschäden ist eine Haftpflichtversicherung in angemessener Höhe durch den Antragsteller ab-
zuschließen; als angemessene Höhe wird eine Versicherung von

200 000.— DM für Personen- und
10 000.— DM für Sachschäden

angesehen.

8. Flugleiter

Ferner ist Punkt C. des Abschnitts Ill wie folgt zu berichtigen.

C. Start und Landung außerhalb von bebautem Gelände

Die unter B genannten Auflagen finden entsprechende Anwendung. Jedoch können von den zu B, 1b Satz 1 und
2, Ic, le, 1f, 2,7 und 8 genannten Auflagen Erleichterungen zugelassen werden.

Der Bundesminister für Verkehr
Im Auftrag
Klüter
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Zulassung von Segelfluggeländen

Bonn, den 10. Mai 1954
L 4 - 420 - 2151 B/54

Nachstehende Gelände sind zusätzlich zu den in NfL B 7/53, 14/53, 21/53, 2/54, 8/54 und 13/54 veröffentlichten Geländen
für den Segelflug zugelassen worden.

Lfd.
Nr.

Amtliche Bezeichnung und
Lage des Geländes Zugelassene Startarten

96 Elchingen
48°46'50*N 10°16'0

97 Malmsheim-Flugplatz
48°47 N 08055'0

98 Tomried
48°40N 09001'0

A. Baden-Württemberg

Gummiseil- und Windenstart

Windenstart

Windenstart

B. Bayern

104 Auloh
48033'40"N 12°12'30'0

105 Ho 221 1049h Ost
106 Spardorf

49036'30"N 11°04'0

Windenstart

Windenstart

Windenstart

37 Grebenau
50°44'30"N 09°28'0

D. Hessen
Windenstart

F. Nordrhein-Westfalen

48 Am Kohlenberg bei Bad Meinberg Windenstart (nur Herbst u. Winter)
51°52'54"N 08059'0

G. Rheinland-Pfalz

Gummiseilstart

21 509101 075030
22 Sobernheim, Flugplatz

49°47'30"N 07°40'0

Gummiseil- und Windenstart

Gummiseil- und Windenstart

Berichtigungen:

1. Das in NfL B 7/53 unter Ifd. Nr. B 26 veröffentlichte Segelfluggelände „Flugplatz Schweinfurt-Geldersheim" ist zu streichen.
2. Die in NfL B 7/53 unter Ifd. Nr. B 27 veröffentlichten Angaben über das Segelfluggelände „Flugplatz Weißenkorn" sind wie
folgt zu berichtigen:

27 Flugplatz Weißenhorn
48°18'50"N 10°07'0

Windenstart und

Schlepp durch Flugzeuge
Klasse A2

3. Das Segelfluggelände „Steinbacher Grund", veröffentlicht in NfL B 7/53 unter Ifd. Nr. B 65, das It. NFL B 21/53 gesperrt
war, ist für den Segelflugbetrieb wieder zugelassen worden.

4. Für das Segelfluggelände „Platte", veröffentlicht in NfL B 7/53 unter Ifd. Nr. D 21, sind Gummiseil- und Windenstart

5. Die in NfL B 7/53 unter Ifd. Nr. F 23 (Hilden-Kesselsweiher), F 35 (Petrusheim) und F 43 (Werrishofen) veröffentlichten
Segelfluggelände sind zu streichen.

Der Bundesminister für Verkehr

Im Auftrag
Klüter
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В 19/54 VORLÄUFIGE PRUFORDNUNGEN

Bonn, den 23. April 1954
16 - 623 - 2025 P/54

Nachstehend wird der Teil Ill einer Vorläufigen Prüfordnung für das Personal des Flugsicherungsdienstes, der den FS-Fern-
meldedienst behandelt, bekanntgegeben. Für Inhaber von vor 1945 ausgestellten Flugfunkzeugnissen für den zwischenstaatlichen
Flugfunkdienst sind Übergangsbestimmungen vorgesehen, die der Prüfordnung als Anlage beigefügt sind.
Mit dieser Veröffentlichung sind nunmehr für das Personal aller Dienstzweige des Flugsicherungsdienstes Vorläufige Prüford-
nungen bekanntgegeben:

Teil 1: FS-Kontrolldienst und | in NfL B 3/53 am 15. September 1953
Teil II: FS-Beratungsdienst
Teil IV: FS-technischer Dienst — in NfL B 16/53 am 15. Dezember 1953.

Es ist beabsichtigt, diese Vorläufige Prüfordnung, die zunächst nur auf Angehörige der Bundesanstalt für Flugsicherung an-
zuwenden ist, später als allgemein gültige Prüfordnung durch Rechtsverordnung auf Grund des § 10 des Gesetzes über die
Bundesanstalt für Flugsicherung (NfL B 15/53 vom 15. Dezember 1953) zu erlassen.

Der Bundesminister für Verkehr

Im Auftrag
Kreipe

VORLÄUFIGE PRÜFORDNUNG FÜR DAS PERSONAL DES FLUGSICHERUNGSDIENSTES

Teil III: FS-Fernmeldedienst

Inhaltsübersicht

1. Erlaubnis zur Ausübung des Gehilfendienstes im FS-Fernmeldedienst
2. Erlaubnis zur Ausübung des Fernschreibdienstes im FS-Fernmeldedienst
3. Erlaubnis zur Ausübung der Tätigkeit eines Leitbeamten im Fernschreibdienst des FS-Fernmeldedienstes
4. Erlaubnis zur Ausübung des Funkdienstes im FS-Fernmeldedienst

II. Befähigungsnachweise

1. Befähigungsnachweis für Gehilfen im FS-Fernmeldedienst
2. Befähigungsnachweis A für den FS-Fernmeldedienst

3. Befähigungsnachweis B (L) für den FS-Fernmeldedienst
4. Befähigungsnachweis B (F) für den FS-Fernmeldedienst

III. Prüfungsverfahren

1. Meldung und Zulassung zur Prüfung
2. Prüfungsrat
3. Ort und Zeit der Prüfung
4. Prüfungsgebühren

5. Ergebnis der Prüfung

6. Wiederholung der Prüfung
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IV. Form und Umfang der Erlaubnis

V. Nachprüfung der Eignung und der Befähigung

VI. Entzug der Erlaubnis

VII. Rechtsmittel

I. Arten der Erlaubnis

Zur Ausübung des FS-Fernmeldedienstes bedarf es einer Erlaubnis. Die Erlaubnis wird entsprechend den vom Bewerber
nachgewiesenen Fähigkeiten und Kenntnissen erteilt als:
1. Erlaubnis zur Ausübung des Gehilfendienstes im FS-Fernmeldedienst,

2. Erlaubnis zur Ausübung des Fernschreibdienstes im FS-Fernmeldedienst,

4. Erlaubnis zur Ausübung des Funkdienstes im FS-Fernmeldedienst.

Il. Befähigungsnachweise

Zur Erlangung der Befähigungsnachweise für den FS-Fernmeldedienst sind von dem Bewerber folgende Bedingungen
zu erfüllen, Kenntnisse und Fähigkeiten nachzuweisen:

1. Befähigungsnachweis für Gehilfen im FS-Fernmeldedienst

a) Vorbedingungen

Mindestalter 18 Jahre,

deutsche Staatsangehörigkeit.

b) Körperliche Eignung

c) Theoretische Ausbildung

Eine besondere Ausbildung im Flugsicherungsdienst vor der Prüfung wird nicht verlangt.

d) Praktische Ausbildung

Eine besondere Ausbildung im Flugsicherungsdienst vor der Prüfung wird nicht verlangt.

e) Prüfung

Gutes Gedächtnis, besonders für Namen und Zahlen.
Schnelle Auffassungsgabe, Gewissenhaftigkeit.

Gute Kenntnis der englischen Sprache in Wort und Schrift, akzentfreie Aussprache ohne Sprachbehinderung, die sich
bei einem Funk- oder Ferngespräch auswirken könnte, und die Fertigkeit fehlerfreier Abgabe und fehlerfreier Auf-
nahme beim Fernsprechen.

Beherrschung des Maschinenschreibens nach dem Zehnfingersystem.
Allgemeine Kenntnis der Elektrotechnik.

Allgemeine Erdkunde der Welt, insbesondere Lage der Länder und großer Städte und Gestalt der Erdoberfläche.

2. Befähigungsnachweis A für den FS-Fernmeldedienst

a) Vorbedingungen

Mindestens 3 Monate zufriedenstellende Tätigkeit als Gehilfe im FS-Fernmeldedienst nach Erwerb des Befähigungs-
nachweises für Gehilfen im FS-Fernmeldedienst.

b) Körperliche Eignung

wie zu 1 b).

c) Theoretische Ausbildung

Teilnahme an einem Lehrgang für den FS-Fernmeldedienst an der Flugsicherungsschule.
d) Praktische Ausbildung

Eine besondere praktische Ausbildung vor der Prüfung wird neben der praktischen Tätigkeit zu a) nicht verlangt.
e) Prüfung

(1) Abschnitt A:

Fehlerfreies Blindschreiben auf dem Fernschreiber nach Zehnfingersystem mit einer Schreibgeschwindigkeit von
240 Anschlägen in der Minute für die Dauer von mindestens 3 Minuten.
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Fehlerfreies Lesen eines Fernschreiblochstreifens mit einer Lesegeschwindigkeit von 80 Zeichen in der Minute für die
Dauer von 2 Minuten.

(2) Abschnitt B :

Eingehende Kenntnis der gebräuchlichen Abkürzunge:, Staatszugehörigkeitszeichen, Fernschreibnamen und der im
Fernmeldedienst vorkommenden Funkrufzeichen, Dienstvermerke und Q-Gruppen sowie des europäischen Fernschreib-
netzes und Funknetzes der Zivilluftfahrt.

Keeiroder iNistun soweit dier fe die einwerting des frie de estimes en de Sung rolldienstes und des
3. Befähigungsnachweis B (L) für den FS-Fernmeldedienst

a) Vorbedingungen

Mindestens 2 Jahre zufriedenstellende Tätigkeit im FS-Fernmeldedienst nach Erwerb des Befähigungsnachweises A
für den FS-Fernmeldedienst.

b) Körperliche Eignung

wie zu l b).

c) Theoretische Ausbildung
Teilnahme an einem Lehrgang für Leitbeamte des FS-Fernmeldedienstes an der Flugsicherungsschule.

d) Praktische Ausbildung

Eine besondere praktische Ausbildung vor der Prüfung wird neben der praktischen Tätigkeit zu a) nicht verlangt.

e) Prüfung

a) Abschnitt A:

Fehlerfreies Blindschreiben auf dem Fernschreiber nach dem Zehnfingersystem mit einer Schreibgeschwindigkeit von
270 Anschlägen in der Minute für die Dauer von mindestens 3 Minuten. Bei 810 Anschlägen ist ein Fehler zugelassen.
Fehlerfreies Lesen eines Fernschreiblochstreifens mit einer Lesegeschwindigkeit von 90 Zeichen in der Minute für die
Dauer von 2 Minuten.

b) Abschnitt B :

Gründliche Kenntnis aller Bestimmungen und Verfahren des FS-Fernmeldedienstes.
Gründliche Kenntnis aller im FS-Fernmeldedienst gebräuchlichen Abkürzungen und Verschlüsselungen.
Aufgaben und Organisation aller Dienstzweige des Flugsicherungsdienstes.
Eingehende Kenntnis der Bestimmungen des Internationalen Fernmeldevertrages und des Gesetzes über Fernmelde-
anlagen, die sich auf den FS-Fernmeldedienst beziehen.
Wichtigste Bestimmungen des Luftverkehrsgesetzes und der Luftverkehrsordnung sowie der Verordnung über Luft-
verkehrsregeln.

Aufbau der deutschen Luftfahrtverwaltung.
Aufbau der zwischenstaatlichen zivilen Luftfahrtorganisation.
Einrichtungen der Flugsicherung auf den Verkehrsflughäfen.

Die wichtigsten Muster der Verkehrsflugzeuge.
Das europäische Verkehrsnetz der Zivilluftfahrt.

Allgemeine Flugwetterkunde.

4. Befähigungsnachweis B (F) für den FS-Fernmeldedienst

Für den Erwerb des Befähigungsnachweises B (F) für den FS-Fernmeldedienst genügt:

a) Vorbedingungen wie zu 3 a).

b) Besitz des Flugfunkzeugnisses 1. Klasse (neu)

oder

des Flugfunkzeugnisses 2. Klasse (neu) mit dem Allgemeinen Flugfunksprechzeugnis.
Die Bestimmungen über den Erwerb von Flugfunkzeugnissen werden von dem Bundesminister für das Post- und
Fernmeldewesen gesondert erlassen.

Eine besondere Prüfung für den Befähigungsnachweis B (F) findet nicht statt.

III. Prüfungsverfahren

1. Meldung und Zulassung zur Prüfung

a) Die Meldung für die Zulassung zu einer Prüfung zwecks Erwerb eines Befähigungsnachweises ist an die Bundes-
anstalt für Flugsicherung zu richten.
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Der Meldung sind beizufügen:
Die beglaubigte Abschrift der Geburtsurkunde,
ein polizeiliches Führungszeugnis über den Zeitraum der letzten 3 Jahre,

2 gleiche Paßbilder (Größe 3,5X5 cm).
Bedienstete cer Bundesanstalt für Flugsicherung fügen der Meldung nur die Paßbilder bei.

b) Für den Erwerb des Befähigungsnachweises B (F) für den FS-Fernmeldedienst entfällt die Meldung für die Zulassung
zu einer Prüfung. In diesem Falle genügt die Vorlage des gem. Ziffer Il 4 b geforderten Flugfunkzeugnisses.

2. Prüfungsrat

a) Der Prüfungsrat wird durch die Bundesanstalt für Flugsicherung bestimmt und setzt sich aus drei Mitgliedern zu-

1 Beamten des höheren Dienstes der Bundesanstalt für Flugsicherung als Vorsitzer,
2 Beisitzern, von denen mindestens einer praktische Erfahrungen im FS-Fernmeldedienst besitzen muß.

wohnen und in Spezialfächern Prüfungsfragen zu stellen.

3. Ort und Zeit der Prüfung

Der Prüfungsrat setzt Ort und Zeit der Prüfung fest. Die Prüfung soll möglichst im Anschluß an die theoretische
Ausbildung stattfinden und nicht länger als 2 Tage dauern. Mehr als 6 Prüflinge werden in der Regel zu einer Prü-
fung nicht zugelassen. Der Prüfling hat vor der Prüfung dem Prüfungsrat einen Lichtbildausweis über seine Person

4. Prüfungsgebühren
Für die Ausbildung, Prüfung der Bewerber und die Ausstellung der Befähigungsnachweise werden von Personen, die
nicht zur Bundesanstalt für Flugsicherung gehören,Gebühren erhoben, die in einer Gebührenordnung festgelegt werden.

5. Ergebnis der Prüfung

a) Über das Ergebnis der Prüfung entscheidet der Prüfungsrat mit Stimmenmehrheit. Das Gesamtergebnis ist den Prüf-
lingen nach Abschluß der Prüfung bekanntzugeben. Es lautet:

1 = sehr gut bestanden

2 = gut bestanden
3 = befriedigend bestanden
4 = bestanden
5 = nicht bestanden

6 = ungeeignet

b) Die Prüfung ist bestanden, wenn der Prüfling in allen Teilen der Prüfung genügende Kenntnisse und Fertigkeiten
nachgewiesen hat.

daß dies als Wiederholungsprüfung gewertet wird.

6. Wiederholung der Prüfung

a) Hat der Prüfling die Prüfung nicht bestanden, so kann er nach einer vom Prüfungsrat festzusetzenden Frist, die
mindestens 4 Wochen und höchstens 6 Monate betragen soll, zur Wiederholung der Prüfung zugelassen werden.
Der Antrag auf Zulassung zur Wiederholung der Prüfung muß binnen 3 Monaten nach Ablauf der vom Prüfungs-

„ungeeignet", so ist eine Wiederholung der Prüfung ausgeschlossen.
b) In der Wiederholungsprüfung ist der gesamte Prüfungsstoff zu prüfen. Hat der Prüfling jedoch nur in Abschnitt A

oder in Abschnitt B der Prüfung gemäß Ziffer Il 2 e oder Il 3 e nicht genügt, so ist nur Abschnitt A oder Ab-
schnitt B der Prüfung zu wiederholen.

c) Wird der Antrag auf Zulassung zur Wiederholungsprüfung nicht rechtzeitig gestellt oder die Wiederholungsprüfung

nicht bestanden, so ist der Erwerb des betreffenden Befähigungsnachweises nur mit Zustimmung des Bundesministers
für Verkehr möglich.

IV. Form und Umfang der Erlaubnis

1. Auf Grund der bestandenen Prüfung wird von der Bundesanstalt für Flugsicherung der entsprechende Befähigungs-
nachweis ausgestellt.
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2. Die Erlaubnis zur Ausübung des Funkdienstes darf in den Befähigungsnachweisen längstens nur für die Zeit der Gül-
tigkeit der vorgeschriebenen Flugfunkzeugnisse eingetragen werden.

Die Verpflichtung ist durch den Prüfling zu unterzeichnen und zu den Prüfungsakten zu nehmen.

V. Nachprüfung der Eignung und Befähigung

1. Die Fordues e Monatlichench diunguded is th ugsicher deg ihgepren und Kenntnise vi un artindes
bescheinigt. Der Zeitpunkt der nächsten Nachprüfung ist im Befähigungsnachweis einzutragen.

2. Der Befähigungsnachweis ist ohne fristgerechten Nachprüfungsvermerk der Bundesanstalt für Flugsicherung ungültig.

3. Das Vorhandensein der Fähigkeiten und Kenntnisse gilt als nachgewiesen, wenn der Inhaber des Befähigungsnach-

weises in den letzten 12 Monaten mindestens 6 Monate in dem Dienst beschäftigt war, für den der Befähigungsnach-

nisse in einer formlosen Prüfung durch die Bundesanstalt für Flugsicherung festzustellen.on pot bun Ti er in nie tou in e etardein der Fühleton und Kons
5. Eine Nachprüfung kann durch die Bundesanstalt für Flugsicherung auch veranlaßt werden, wenn Beschwerden über die

Betriebsabwicklung vorliegen oder Zweifel an der Fortdauer der körperlichen Tauglichkeit bestehen.

VI. Entzug der Erlaubnis

Die Bundesanstalt für Flugsicherung kann den zeitweiligen oder dauernden Entzug der Erlaubnis zur Ausübung des FS-
Fernmeldedienstes verfügen:

1. Wenn der Inhaber körperlich nicht mehr tauglich ist,

2. wenn der Inhaber eine zur Feststellung seiner Befähigung angeordnete Nachprüfung nicht besteht,
3. wenn Tatsachen vorliegen, die den Inhaber zur Ausübung des FS-Fernmeldedienstes nicht mehr geeignet erscheinen.
lassen, insbesondere bei schwerem Verstoß oder wiederholten Verstößen gegen die zur öffentlichen Sicherheit oder
Ordnung in der Luftfahrt erlassenen Vorschriften oder gegen die Betriebsvorschriften für den FS-Dienst.

VII. Rechtsmittel

1. Beschwerden gegen Entscheide des Prüfungsrates oder der Bundesanstalt für Flugsicherung sind an den Bundesminister
für Verkehr zu richten.

2. Beschwerden müssen innerhalb von 30 Tagen nach Kenntnis der Entscheidung des Prüfungsrates oder der Bundesanstalt
für Flugsicherung schriftlich vorgebracht werden.

Übergangsbestimmungen für
Inhaber von vor 1945 ausgestellten Flugfunkzeugnissen für den zwischenstaatlichen Flugfunkdienst

I. Bis zum 30. September 1955 werden für Inhaber von vor 1945 ausgestellten Flugfunkzeugnissen 1. und 2. Klasse für den
Erwerb von Befähigungsnachweisen für den FS-Fernmeldedienst folgende Erleichterungen zugelassen:

1. Befähigungsnachweis für Gehilfen im FS-Fernmeldedienst

Prüfung nachzuweisen sind.

2. Befähigungsnachweis A für den FS-Fernmeldedienst
Für den Befähigungsnachweis A werden außer der körperlichen Eignung gemäß Abschnitt || 2 b der Vorläufigen Prüf-
ordnung nur folgende Fähigkeiten und Kenntnisse verlangt, die in einer formlosen Prüfung nachzuweisen sind:
a) Fehlerfreies Blindschreiben auf dem Fernschreiber und fehlerfreies Lesen eines Fernschreiblochstreifens nach den

Bestimmungen des Befähigungsnachweises A für den FS-Fernmeldedienst (Abschnitt || Ziff. 2 e (1) der Vorläufigen
Prüfordnung);

b) eingehende Kenntnis der gebräuchlichen Abkürzungen, Staatszugehörigkeitszeichen, Fernschreibnamen und der im
Fernmeldedienst üblichen Funkrufzeichen, Dienstvermerke und Q-Gruppen, sowie des europäischen Fernschreibnetzes
der Zivilluftfahrt;

c) Kenntnis der Bestimmungen des FS-Kontrolldienstes und des FS-Beratungsdienstes, soweit sie für die Abwicklung des
FS-Fernmeldedienstes von Bedeutung sind;

d) gute Kenntnisse der englischen Sprache in Wort und Schrift.
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3. Befähigungsnachweis B (L) für den FS-Fernmeldedienst

Die Stern Altdit st mit dem Vertauing Priorenu geforderte s 2 dingun ein für Argestell ende Fri ei-
funkzeugnis 2. Klasse (alt) auf eine zufriedenstellende Tätigkeit im FS-Fernmeldedienst von 12 Monaten, für Angestellte
mit dem Flugfunkzeugnis 1. Klasse (alt) auf eine solche von 3 Monaten eingeschränkt werden.

4. Befähigungsnachweis B (F) für den FS-Fernmeldedienst

wie vorstehend unter c).

В 20/54 TIEFFLUGUBUNGEN DER ALLIIERTEN LUFTSTREITKRÄFTE

Bonn, den 28. April 1954
L6 - 640 - 2102 A

Unter Bezugnahme auf NfL B 15/54 vom 15. April 1954 wird nachstehend ein weiteres Tiefflugübungsgebiet der alliierten Luft-
streitkräfte bekanntgegeben.

5. Tiefflugübungsgebiet für mittlere Luftfahrzeuge

in de geeien Menze zwischen die Sefer ionsguhie ein Moine ver luft Brich übed bei Minseln (47036N 0788:0)
Oppenau (48°29'N 08o10'O)
Neuenburg (48051'N 08035'0)
Reutlingen (48o29'N 09013'0)

Agnon (49309580)
Eckartsbrunn (47053'N 08052'0)

und von dort an der gemeinsamen Grenze zwischen den FS-Informationsgebieten München und Zürich entlang zurück nach

Die Mindestflughöhe in diesem Gebiet beträgt 150 Fufs (50 m) über Grund.

es in deri ebenen, Segetuge ie sehsiges hmitiage sowie sonte u, wideiertag un urt fuerlen verboten, Ebenso ist.
Der Bundesminister für Verkehr

Im Auftrag
Kreipe

B 21/54 LANDEPLATZ OBERMUHLE BEI BAD REICHENHALL

Bonn, den 10. Juni 1954
14 - 420-2198 B/54

Das nachstehend näher bezeichnete Gelände ist als Landeplatz für Flugzeuge der Klassen Al, A2 und B1 zugelassen worden.

Bereichnung des Geländes: Flugat 12m5 eGeographische Lage:

Lange des Landestreifens: 675 m
50°/230° rechtweisend

Flugbetrieb nur nach Sichtflugregeln zulässig.

Der Bundesminister für Verkehr

Im Aultrag
Lippe
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ZULASSUNG VON SEGELFLUGGELÄNDEN

, 20-2108 1954
Nachstehende Gelände sind zusätslich zu den in NfL B 7/53, 14/53, 21/53, 2/54, 8/54, 13/54 und 18/54 veröffentlichten Geländen
für den Segelflug zugelassen worden.

Lfd.
Nr.

Amtliche Bezeichnung und
Lage des Geländes Zugelassene Startarten

A. Baden-Württemberg
99 Fos he 080110 Windenstart

B. Bayern
107 Zell

48042'40°N 11o12'50°0 Windenstart

D. Hessen
38 Gummiseil- und Windenstart

40
E. Niedersachsen

Gummiseil- und Windenstart

F. Nordrhein-Westfalen
49 Windenstart

Die in NfL B 7/53 unter F. Nordrhein-Westfalen, Iíd, Nr. 2, 17, 24, 29 und 40 veröffentlichten Segelfluggelände
Am Bögerhof,
Duisburg-Neuenkamp,
Hof Wahl,
Lippstadt,
Vinter Moor

sind zu streichen.
Der Bundesminister für Verkehr

Im Auftrag
Lippe



В 23-30/54

Nachrichten für Luftfahrer
Herausgegeben von der

2. Jahrgang

im Auftrage des

Bundesministers für Verkehr

NfL Teil B Frankfurt a. M., 15. Juli 1954

В 23/54 Insellandeplätze für Motorflugzeuge
Bonn, den 9. Juli 1954
L 4 - 420 - 2230 B/54

Die Sperrung der Insellandeplätze Wangerooge, Borkum, Langeoog und Juist, veröffentlicht in den NfL B 11/53, 12/53 und
13/53, ist aufgehoben.

Der Bundesminister für Verkehr
Im Auftrag
Lippe

B 24/54 Zulassung von Segelfluggeländen
Bonn, den 9. Juli 1954
L 4 - 420 - 2230 B/54

Nachstehende Gelände sind zusätzlich zu den in NFL B 7:53, 14/53, 21/53, 2/54, 8/54, 13/54, 18/54 und 22/54 veröffentlichten
Geländen für den Segelflug zugelassen worden.

Lfd. Amtliche Bezeichnung und
Nr. Lage des Geländes Zugelassene Startarten

A. Baden-Württemberg
Windenstart

B. Bayern

108 Bgd TN 1 Flsgplatz
109 Pfeffendorf

48044N 12°06'0

110 Rohrbach
49058'30'N 09°42'0

Windenstart

Windenstart

Windenstart

E. Niedersachsen
41 Unter dem Schecken

52°05'30"N 09°25'0 Gummiseil- und Windenstart

G. Rheinland-Pfalz

23 4902620-20 0802730-0 Windenstart

H. Schleswig-Holstein

12 538 N 0003430-0 Gummiseil- und Windenstart

Berichtigung der NFL B 18/54:
Das in NfL B 18/54 unter Ifd. Nr. G. 21 veröffentliche Segelfluggelände Harst ist nur noch für Gummiseilstarts zugelassen.

Der Bundesminister für Verkehr
Im Auftrag
Lippe
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Tiefflugübungen der alliierten Luftstreitkräfte
Bonn, den 24. Juni 1954
L6 - 640 - 2205 B

In NFL B 20154 ist die Beschreibung des Tieflugübungsgebietes der allierten Luftstreitkräfte im letzten Absatz wie folgt zu
ergänzen:

„Den darin übenden Verbänden ist dabei das Überfliegen von Städten, wichtigen Orten und Flugplätzen sowie

Der Bundesminister für Verkehr

Im Auftrag

Dr. Hentschel

B 26/54 Musterprüfung des Segelflugzeuges „HKS 1"
Baumuster Nr. 143

Bon den 1- 2u31 1154
es elge Kl, Auguste Ferdin erl ad Schmerz, Herzogenal, wie zuge d e Die desung gilmur
für die Werknummern 6 und 7.

Verwendungszweck: Leistungssegelflug
Beanspruchungsgruppe:
Zahl der Insassen: 2

Höchstzulässige Gewichte
Zuladung:

Fluggewicht:
Nichttragende Teile (einschl. Zuladung):

180 kg
588 kg
368 kg

Höchstzulässige Geschwindigkeiten
im Auto- und Windenschlepp: 80 km/h
im Flugzeugschlepp: 150 km/h
im Gleitflug bei böigem Wetter: 150 km/h
im Gleitflug bei ruhigem Wetter: 230 km/h

Sollbruchstelle im Windenschleppseil: Nr. Ill, max. Bruchlast 980 kg.
Mindestausrüstung: 4teilige Anschnallgurte, Geschwindigkeits- und Höhenmesser im Vordersitz, Geschwindigkeits-

messer im zweiten Sitz.

Einschränkungen:Kunstflug nicht zugelassen.

Flüge nach den Instrumentenflugregeln nur unter der Voraussetzung der im Musterprüfschein ver-
merkten Bedingungen.
Nachbau nicht zugelassen.

Die Bauurkunden wurden nicht gekennzeichnet.
Der Bundesminister für Verkehr

Im Auftrag
Dr. Hübener

В 27/54 Musterprüfung des Segelflugzeuges "Zugvogel"
Baumuster Nr. 172

Bonn, den 10. Juli 1954
L5 - 522 - 2140 L/54

Das Segelflugzeug „Zugvogel", Antragsteller Dipl.-Ing. Egon Scheibe in München 19, Winthirstrafse 35, wird nach § 10 Abs. 3
der Verordnung über Luftverkehr vom 21. August 1936 (RGBI. | S. 659) als Muster für das Bundesgebiet zugelassen. Die Zu.
lassung gilt nur für die Werknummer 1001.
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Verwendungszweck: Leistungssegelflug

Beanspruchungsgruppe:
Zahl der Insassen: 21
Höchstzulässige Gewichte

Zuladung:

Fluggewicht:

Nichttragende Teile (einschl. Zuladung):

120 kg
325 kg
205 kg

Höchstzulässige Geschwindigkeiten

im Auto- und Windenschlepp: 100 km/h
im Flugzeugschlepp: 130 km/h
im Gleitflug bei böigem Wetter: 130 km/h
im Gleitflug bei ruhigem Wetter: 200 km/h

Sollbruchstelle im Windenschleppseil: Nr. Il, Bruchlast max. 800 kg, min. 570 kg.
Mindestausrüstung: 4teiliger Anschnallgurt, Geschwindigkeits- und Höhenmesser.

Einschränkungen: Kunstflug nicht zugelassen.
Nachbau nicht zugelassen.
Flüge nach den Instrumentenflugregeln nur unter der Voraussetzung der im Musterprüfschein ver-
merkten Bedingungen.

Die Bauurkunden wurden nicht gekennzeichnet.
Der Bundesminister für Verkehr

Im Auftrag
Dr. Hübener

В 28/54 Verlust von Segelflugzeug-Zulassungsscheinen
Hannover, den 25. Juni 1954
III 304.979

Die Segelflugzeug-Zulassungsscheine für die Segelflugzeuge

D-6014
D-6015

D6014
Typ Baby Ill am 11. 9. 1952

D-6018 Typ Kranich Ill am 23. 9. 1952

・ Der Niedersächsische Minister
für Wirtschaft und Verkehr

Im Auftrag
Dr. Nolte

В 29/54 Verlust eines Luftfahrerscheins für Segelflugzeugführer
Mainz, den 6. Juli 1954

Vk III - 2157/54

Der Luftfahrerschein für Segelflugzeugführer Nr. 1795 der Klasse I, ausgestellt am 16. 10. 1953 vom Ministerium für Wirtschaft
und Verkehr, Rheinland-Pfalz in Mainz, ist dem Inhaber Karl-Heinz Fütterer, geb. am 11. 4. 1926 in Körle/Kassel, wohn-
haft in Pirmasens, Karolinenstraße 85, abhanden gekommen. Der Luftfahrerschein für Segelflugzeugführer Nr. 1795 wird hier-
durch für ungültig erklärt.

Rheinland-Pfalz
Ministerium für Wirtschaft und Verkehr

Im Auftrag
Dr. Wagner



B 30154

- 4-

Rund- und Reklameflüge
Bonn, den 29. Juni 1954
L 3-311-2-102 N/54

Bereich der Bundesrepublik an Sonn-Bure und ameste silen Son desge bieten e end del Gefredientreten Ven 0,00 Und id in Uer niehtzwischen 09.00 und 11.00

durchgeführt werden.

Der Bundesminister für Verkehr

Im Auftrag
Kreipe



B 31-36/54

Nachrichten für Luftfahrer
Herausgegeben von der

Bundesanstalt für Flugsicherung
Büro der Nachrichten für Luftfahrer

im Auftrage des

Bundesministers für Verkehr

2. Jahrgang NfL Teil B Frankfurt a. M., 15. August 1954

B 31/54 Abgabe von Flugplänen für Segelflugzeuge
Bonn, den 12. Juli 1954
L6ー601-2298Vm

Der Bundesminister für Verkehr

Im Auftrag

Dr. Hentschel

B 32/54 Musterprüfung des Segelflugzeuges "Greif I",
Baumuster Nr. 148

Bonn, den 26. Juli 1954
L 5- 522- 2149 L/54

Verwendungszweck:
Beanspruchungsgruppe:
Zahl der Insassen:

Höchstzulässige Gewichte
Zuladung:
Fluggewicht:

Nichttragende Teile (einschl. Zuladung):
Höchstzulässige Geschwindigkeiten

im Auto- und Windenschlepp:
im Flugzeugschlepp:

im Gleitflug bei böigem Wetter:
im Gleitflug bei ruhigem Wetter:

Übung, Leistung

100 kg
275 kg
195 kg

80 km/h
115 km/h
115 km/h
175 km/h

Einschränkungen: Fertigung nur im Industriebau bei Greif-Flugzeugbau, Rendsburg. Zulassungsdaten gelten ab
Werk-Nr. 103.

Kennzeichnung der Bauurkunden: PfL 39, Tönnis, 16.7. 54.

Der Bundesm Autr für Verkehr
Kreipe



B 33/54 Verlust eines Luftfahrerscheins für Segelflugzeugführer
Stuttgart, den 21. Juli 1954
Nr. Verk. 8566 Stüper, Josef/3

Innenministerium Baden-Württemberg
- Abteilung für Verkehr -

Im Auftrag
Dr. Autenrieth

B 34/54 Landeplatz Egelsbach
Bonn, den 10. August 1954
L 4 - 420 — 2317 — B/54

Das nachstehend näher bezeichnete Gelände ist als Landeplatz für Flugzeuge mit einem Fluggewicht bis zu 2500 kg zugelassen
worden.

Bezeichnung des Geländes:
Geographische Lage:
Ausdehnung:

Flugplatz Egelsbach
49057'35"N 08039'00*0

Suitenden, St Vi r20 mit
Nord 850 m
Ost 950 m
West 650 m

Der Flugbetrieb auf dem Flugplatz Egelsbach ist nur nach Sichtflugregeln zulässig.

Der Bundesminister für Verkehr
Im Auftrag
Lippe

B 35/54 Zulassung von Segelfluggeländen
Bonn, den 10. August 1954
L4 - 420 - 2317B/54

Nachstehende Gelände sind für den Segelflug zugelassen worden.

Lfd. Amtliche Bezeichnung und
Nr. Lage des Geländes Zugelassene Startarten

B. Bayern

111 Bergkirchen
48°15'20'N 11°21'0

112 K9°23te 100100
113 Mooswiese

48°27'40"N 11054'0

114 Thal EN 1003636-0

Windenstart

Windenstart

Windenstart

Windenstart

39 Selters-Oberlahn
50°30'40"N 08018'30"0

D. Hessen

E. Niedersachsen

Windenstart und Schlepp durch Flugzeuge Klasse A2

42 Knollen-Rädemannskamp
51051-15 N 10°01'40'0 Gummiseil- und Windenstart



Berichtigung der NfL B 7/53:

Das in NfL B 7/53 unter A. Baden-Württemberg, Ifd. Nr. 59, veröffentlichte Segelfluggelände Schlattwiesen ist nur noch für
Windenstart zugelassen.

Der Bundesminister für Verkehr

Im Auftrag

Lippe

B 36/54 Berichtigung der NfL B 15/54
Tieffluggebiete der alliierten Luftstreitkräfte

1. Auf Seite 4 ist für das Tiefflug-Gebiet Nr. 5 die letzte geographische Koordinate von „53°22"N 09o28'O" in ,53°22"N 09048'0"
abzuändern.

2. NfL B 6/53 ist zu streichen, da sie durch NfL B 15/54 überholt ist.



B 37-41/54

Nachrichten für Luftfahrer
Herausgegeben von der

Bundes der Nal ichen fuEsitherungBüro der Nachrichten für

im Auftrage des

Bundesministers für Verkehr

2. Jahrgang NfL Teil B Frankfurt a.M., 15. September 1954

В 37/54 Abgabe von Landemeldungen
(Nr. 3.3.2 der Verordnung über Luftverkehrsregeln für das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland.)

Bonn, den 26. August 1954
L 6- 601 - 2183 FIl

Im Auftrag
Dr. Knipfer

B 38/54 Zulassung von Segelfluggeländen
Bonn, den 8. September 1954
L4 - 420 - 2356 B/54

Nachstehende Gelände sind für den Segelflug zugelassen worden:

Lid. Amtliche Bezeichnung und
Nr. Lage des Geländes Zugelassene Startarten

A. Baden-Würftemberg
101 Ehingen-Schillerhöhe Windenstart

48°16'40*N 09045'0

115 Lindenberg-Scheidegg,
B. Bayern

Windenstart

116 Riesenkopf, Kreis Rosenheim Windenstart
47°43'20^N 12°07'0

F. Nordrhein-Westfalen
50 Forstwiesenweg a. d. Weser, Windenstart

Kreis Minden
52°14'30 "N 08055'0

H. Schleswig-Holstein
13 Schuby, Kreis Schleswig Gummiseil- und Windenstart

54°32'20°N 09026'0
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Das in NfL B 7/53 vom 15. Oktober 1953 unter A. Baden-Würliemberg, Ifd. Nr. 17, veröffentlichte Segelfluggelände "Einkorn"
ist für Gummiseil- und Windenstart zugelassen.
Das in NfL B 7/53 unter E. Niedersachsen, Ifd. Nr. 25, veröffentlichte Segelfluggelände "Rössenberg" ist zu streichen.

Der Bundesminister für Verkehr

Lippe

B 39/54 Änderung der Fernsprech-Sammelanschluf-Nummer
des Bundesverkehrsministeriums, Bonn

Bonn, den 18. August 1954
L 6

Die Fernsprech-Sammelanschlufs-Nummer des Bundesverkehrsministeriums lautet vom 15. 8. 54 an:

Bonn 30121.
Der Bundesminister für Verkehr

Im Auftrag
Glunz

В 40|54 Musterprüfung des Segelflugzeuges "Rhönlerche II"
Baumuster Nr. 164

Bonn, den 18. August 1954
15-522 - 2170 4/54

Verwendungszweck:

Lon douung grippe:
Ubung, Schulung

200 kg
Fluggewicht: 400 kg
Nichttragende Teile (einschl. Zuladung): 320 kg

Höchstzulässige Geschwindigkeiten
im Auto- und Windenschlepp: 90 km/h
im Flugzeugschlepp: 120 km/h
im Gleitflug bei böigem Wetter: 120 km/h
im Gleitflug bei ruhigem Wetter: 170 km/h

Sollbruchstelle im Windenstariseil: Nr. Ill; Bruchlast max. 900 kg, min. 750 kg.

Mindesteusrüstung: elges Arichiglus fes ein hinterse. & polenisik is ond fhenee im vorderen
Einschränkungen: Fertigung der Stahlteile nur im Industriebau.

Die Daten der Zulassung gelten nicht für die Werk-Nr. 22/53 (V 1).

Kennzeichnung der Bauurkunden: "PfL 39, Tönnis, 4. 8. 54".

Der Bundesminister für Verkehr
Im Auftrag

Dr. Knipfer
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B 41/54 Verlust eines Luftfahrerscheins für Segelflugzeugführer

Düsseldorf, den 12. August 1954

V 1 a

Der Luftfahrerschein für Segelflugzeugführer Nr. 5945 der Klasse I, vom Ministerium für Wirtschaft und Verkehr Nordrhein-
Westfalen am 31. 11. 1953 ausgestellt, ist dem Inhaber Walter Schwarte, geb. am 21. 12. 1912 in Gladbeck i. W., wohnhaft
Gladbeck i. W., Horsterstr. 183, abhanden gekommen. Der Luftfahrerschein für Segelflugzeugführer Nr. 5945 wird hiermit für
ungültig erklärt.

Der Minister für Wirtschaft und Verkehr

des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag
Dr. Diehl



B 42-46/54

Nachrichten für Luftfahrer
Herausgegeben von der

Bundesan sal the flugsicherung
im Auftrage des

Bundesministers für Verkehr

2. Jahrgang NfL Teil B Frankfurt a. M., 15. Oktober 1954

B 42/54 Weitere Lockerung des Segelflugverbots
in dem Grenzsperrgebiet der US-Zone Deutschlands

Bonn, den 21. September 1954
13 - 371 - 2-734 A/54

Die Bedingungen für den Segelflugbetrieb innerhalb der US-Sperrzone (30-Meilen-Zone) entlang der Ostgrenzen Bayerns und
Hessens sind wie folgt geändert worden:

nahme eines von der zuständigen obersten Landesverkehrsbehörde festzusetzenden Abschnittes von 1 qkm Ausdehnung
auf der Wasserkuppe.

2. In dem übrigen Teil der 30-Meilen-Zone gelten für den Segelflugbetrieb auf den zugelassenen Geländen folgende Bestim-

a) Segelflugbetrieb darf an Wochenenden und Feiertagen nach Sichtflugregeln bis zu einer Höhe von 300 m über Grund
stattfinden.

b) Flugzeugschlepp darf nur mit besonderer vorheriger Genehmigung des Hauptquartiers der US-Luftstreitkräfte durch-
geführt werden. Entsprechende Anträge sind der zuständigen obersten Landesverkehrsbehörde zeitgerecht vorzulegen.

Der Bundem Auter für Verkehr
Kreipe

B 43/54 Zulassung von Segelfluggeländen
Bonn, den 9. Oktober 1954
L4 - 420 - 2365 B/54

Nachstehende Gelände sind für den Segelflug zugelassen worden:

Lfd.
Nr.

Amtliche Bezeichnung und
Lage des Geländes Zugelassene Startarten

B. Bayern
117
on 1595025-0

Windenstart

118 Hohe Straße
49°41 N 11°36'20 "O

Windenstart

119 Kaufbeuren
47052'N 10°37'0

Windenstart

120 Krahburg
48050'13"N 12o23'42"O

Windenstart

121 Moos
48043'20"N 11o02'15"O

Windenstart
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52
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E. Niedersachsen
Am Steinbrink
52°08'30"N 09°40'30" O

F. Nordrhein-Westfalen
Wundeine und

Greven-Hüttrup
52°08 N 07041'20'0 Winenti- und
Schameder
51°00 N 080180
Schaufenberg
50°53'N 06°10'0 Wintereit- und

Der Bundesm iter für Verkehr
Dr. Hentschel

B 44/54 Musterprüfung des Segelflugzeuges „Wi 1"
Baumuster Nr. 166

Bonn, den 14. September 1954
L5 - 522 - 2173 L/54

Verwendungszweck: Anfänger-Schulung
Beanspruchungsgruppe: 1

Zahl der Insassen:

Höchstzulässige Gewichte

Zuladung:
Fluggewicht:
Nichttragende Teile (einschl. Zuladung) :

max. 90 kg
max. 245 kg
168 kg

Höchstzulässige Geschwindigkeiten
im Auto- und Windenschlepp:

im Flugzeugschlepp:
im Gleitflug bei böigem Wetter:
im Gleitflug bei ruhigem Wetter:

Sollbruchstelle im Windenstartseil: Nr. Il, max. Bruchlast 600 kg,
min. Bruchlast 550 kg.

Mindestausrüstung: Vierteiliger Anschnallgurt mit Dämpfungselementen, Geschwindigkeitsmesser.

Der Bundesminister für Verkehr
Im Auftrag

Kreipe

B 45/54 Musterzulassung von Fallschirmen
Baumuster Geräte Nr. 40.010/10.01 und 40.010/10.07

Bonn, den 12. Oktober 1954
L 5 =522 =2196 L/54

Folgende Fallschirme werden nach § 15 Abs. 4 der Verordnung über Luftverkehr vom 21. August 1936 als Muster für das
Bundesgebiet zugelassen:
1. Fallschirme ohne Gurt

Geräte Nr. 40.010/10.01
Baumuster:
Bavart:

10-30/241
Sitz und Rücken
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Hersteller:
Verwendungszweck:

Auslösung:
Beanspruchungsgruppe:
Höchstzulässige Geschwindigkeit:
Gewicht:

2. Fallschirm mit Gurt

Geräte Nr. 40.010/10.07
Baumuster:

Bauart:
Hersteller:
Verwendungszweck:

Auslösung:
Ausführung der Kappe aus:
Fallschirm:

Kohnke & Co. K.G., Neckargemünd
Rettungsfallschirm
automatisch

325 km/h
ca. 6,9 kg

10-34/24 R 1A
Rückenfallschirm
Kohnke & Co. K.G., Neckargemünd
Rettungsfallschirm
manuell
Naturseide, Perlon, Nylon

400 km/h
Gurtwerk:

Bechsfruchuige ruptwindigkeit:
Gewicht:

400 km/h

ca. 10 kg

Der Bundesminister für Verkehr
Im Auftrag

Dr. Knipfer

B 46/54 2. Auflage des Fachwörterbuches für die Zivilluftfahrt
Band I, Englisch-Deutsch

Frankfurt a. M., den 13. 10. 1954
BFS - 102 — Az. 1953

die Zivilluftfahrt, Band 1, Englisch-Deutsch (1. Auflage), ist in einer

Umfragh wir terbuch wird en redarf du che satie gr des Werferis fr en gecht erichtet sich Nach age jeweilich
Bundesanstalt für Flugsicherung

Zentralstelle
Im Auftrag
Felgentreu



B 47-52/54

Nachrichten für Luftfahrer
Herausgegeben von der

Bundesanstalt tür Flugsicherung
Büro der Nachrichten für Luftfahrer

im Auftrage des

Bundesministers für Verkehr

2. Jahrgang NfL Teil B Frankfurt a.M., 15. November 1954

B 47/54 Zulassung von Segelfluggeländen
Bonn, den 8. November 1954
14-420 - 2441 B/54

Nachstehende Gelände sind für den Segelflug zugelassen worden:

Lfd.
Nr.

102

Amtliche Bezeichnung und
Lage des Geländes

Langenhard
48°1820*N 07054'0

・

Zugelassene Startarten

A. Baden-Württemberg
Windenstart

B. Bayern

122

123

124

125

126

127

128

129

130

Breitenau, Flugplatz
49055'20"N 10°55'0

Fischerdorf
48°49'30"N 12o570

Ingolstadt-West
48°45'45*N 11•2330'0

132N 10163510
Langenzenn-Harthof
49°30N 10°47'0

Mallersricht, Flugplatz
49°38'05"N 12°08'0

Mindelheim
48°03'15"N 10°2957"0

131

132

47033'50"N 10°12'30'0
47°33'50*N 10°13'30"0

Roth-Kiliansdorf
49°13N 11•06'0
Wolfstein
49°13'N 11°28'0

Windenstart

Windenstart

Windenstart

Windenstart

Windenstart

Windenstart

Windenstart

Windenstart

Gummiseilstart
Start- und Landestelle

Landestelle
Landestelle

Windenstart

Gummiseilstart
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D. Hessen

40

41

42

54

55

24

25

50068N 09-260
Geismar
51°04'30'N 08050'0

193620- 06s sgrenze
E. Niedersachsen

Windenstart

Gummiseilstart

Windenstart

Auf der Wiehe
52°54'25"N 090140

Gummiseil- und Windenstart

F. Nordrhein-Westfalen

Gummiseil- und WindenstartEisern-Hardt
50°51'30 N 08°01'0

Gummiseil- und Windenstart

G. Rheinland-Pfalz
Lachen-Speyerdorf
4901955"N 0801310'0

1953.30 er Wiesen

Winden- und Flugzeugschleppstart

Winden- und Flugzeugschleppstart

Der Bundesm Autr für Verkehr
Dr. Hentschel

В 48/54 Musterprüfung des Segelflugzeuges "Ка 3"
Baumuster 154

Bonn, den 9. November 1954
L5 - 522 - 2209 L/54

Tor egal ges e, et les Sogenier e n gain out o ne 8 10 Abe der Verdhung über "
Verwendungszweck: Übung
Beanspruchungsgruppe: 2

Zahl der Insassen: 1

Höchstzulässige Gewichte

Zuladung:

Fluggewicht:

Nichttragende Teile (einschl. Zuladung):

max. 100 kg
max. 195 kg

155 kg

Höchstzulässige Geschwindigkeiten

im Auto- und Windenschlepp:

im Flugzeugschlepp:

im Gleitflug bei böigem Wetter:

im Gleitflug bei ruhigem Wetter:

bei Bremsklappenbetätigung:

Sollbruchstelle im Windenstartseil: Nr. I; Bruchlast max. 450 kg,

90 km/h

100 km/h

100 km/h
160 km/h

100 km/h

min. 315 kg.
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Kennzeichnung der Bauurkunden: „3. 9. 54 PfL 3 Zacher".
Der Bundesminister für Verkehr

Im Auftrag

Dr. Knipfer

B 49/54 Musterprüfung des Segelflugzeuges "H 17 aS"
Baumuster 67 b

Bonn, den 9. November 1954
L 5 - 522 - 2209 L/54 Il. Ang.

Ver Sht ve 21 8 H37 RS S eller Si Miser for des Bundesauffen zuged seh, $ 10 Abs. 3 der Verordnung über Luf.
Verwendungszweck: Übung
Beanspruchungsgruppe: 2
Zahl der Insassen: 1

Höchstzulässige Gewichte

Fluggewicht:

Zuladung:

Nichttragende Teile (einschl. Zuladung):

max. 185 kg
max. 88 kg

140 kg

Höchstzulässige Geschwindigkeiten

im Auto- und Windenschlepp: 80 km/h

im Flugzeugschlepp: 90 km/h
im Gleitflug bei böigem Wetter: 90 km/h
im Gleitflug bei ruhigem Wetter: 110 km/h

Sollbruchstelle im Windenstartseil: Nr. 1; Bruchlast max. 460 kg,

min. 315 kg.
Mindestausrüstung: Vierteilige Anschnallgurte, Geschwindigkeits- und Höhenmesser.

Einschränkungen: Für Anfängerschulung, Kunstflug, Wolkenflug nicht zugelassen. Nicht nachbaufähig.
Die Bauurkunden sind nicht gekennzeichnet (Einzelstück).

Der Bundesm Auter für Verkehr
Dr. Knipfer

B 50/54 Musterzulassung des Fallschirms
Baumuster 10-34/24 R II A

, de 2- November 1954
der Feldhin dur der vo 302 . . de, Metel x oute a Co 20G in Neckorgemünd, wid nach 15 Abr 4

Verwendungszweck: Rettungsfallschirm
Geräte Nr.: 40.010/10.07-3
Bauart: Rückenfallschirm
Auslösung: manuell



?,
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Fallschirm und Gurtwerk:

Beanspruchungsgruppe:
Höchstzulässige Geschwindigkeit:

Gewicht:

400 km/h

8,5 kg (bei Perlonkappe)
Der Bundesminister für Verkehr

Im Auftrag

Dr. Knipfer

В 51/54 Anerkennung ausländischer Bau- und Prüf-
vorschriften für Luftfahrtgerät

Bonn, den 3. November 1954
15 - 527 - 2008 L/54

Auf ivi es de rifernun for du nische suffahrge it Fe 9, uls 953 (80, 5. 1033) wer den folenide,
ten Civil Air Regulations einschließlich späterer Amend ments anerkannt:

a) Part 4b: Airplane Airworthiness. Transport Categories vom 20. Juli 1950 für die Musterzulassung der
amerikanischen Verkehrsflugzeuge

CV 340 „Convair Liner",
Lockheed L 1049 E „Super Constellation",
Douglas DC 3 (C 47).

b) Part 3: Airplane Airworthiness. Normal, Utility, Acrobatic and Restricted Purpose
Categories vom 1. November 1949 für die Musterzulassung des schwedischen Schul- und Reiseflugzeugs
SAAB 91 B „Safir", das nach diesen Vorschriften geprüft wird.

Der Bundesminister für Verkehr
Im Auftrag

Dr. Knipfer

B 52/54 Segelflugsport-Betriebs-Ordnung
(S. B. O.)

Bonn, den 22. Oktober 1954
13 -371-2-373 Vm/54

Die Segelflugspert-Betriebs-Ordnung (S.B.O.) ist für alle Segelflugsporttreibenden in der Bundesrepublik verbindlich. Ausferti-
gungen können von der Hauptgeschäftsstelle des DAeC e.V., Frankfurt a. M., Taunusanlage 18, bezogen werden.

Der Bundesminister für Verkehr

Im Auftrag

Kreipe



B 53/54

Nachrichten für Luftfahrer
Herausgegeben von der

Bundesanstalt für Flugsicherung
Büro der Nachrichten für Luftfahrer

im Auftrage des

Bundesministers für Verkehr

2. Jahrgang NfL Teil B Frankfurt a. M., 1. Dezember 1954

В 53/54
Bonn, den 21. November 1954
11-113-1-305 B/54

Nacht hond met ich die securte erdhundesgesetzdet de S. ont werkendef vend ehr 9, 5 Vener 191 in Kich:
Auf die im Anschluß an den Wortlaut der Verordnung wiedergegebene Begründung weise ich besonders hin.

Der Bundesminister für Verkehr
Im Auftrag

Dr. Knipfer

Sechste Verordnung
zur Änderung der Verordnung über Luftverkehr

vom 5. November 1954

Auf Grund des § 17 Abs. 2 Nr. 1 des Luftverkehrsgesetzes in der Fassung der Belanntmachung vom 21. August 1936 (Reichs-
gesetzblatt | S. 653) in Verbindung mit Artikel 129 Abs. 1 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland verordnet
die Bundesregierung mit Zustimmung des Bundesrates:

ARTIKEL 1

nber 1938 (Reichsgesetzbl. | S. 1327) und vom 21. August 1951 (Bundesgesetzbl. | S. 749) wird wie folgt geändert:

1. § 4 erhält folgende Fassung:
"§ 4

Kennzeichen

tragungs- und Zulassungsscheine sowie die Kennzeichnung von Luftfahrzeugen (Anlage l) am Flugzeug zu führen ist."

2. § 11 wird gestrichen.

3. § 12 erhält folgende Fassung:
"$12

Kennzeichen

(1) Segelflugzeuge haben neben dem Buchstaben D als deutschem Staatszugehörigkeitszeichen eine Kennzahl sowie die
Bundesflagge in Farbanstrich nach den Vorschriften über die Eintragungs- und Zulassungsscheine sowie die Kennzeichnung
von Luftfahrzeugen (Anlage 1) zu führen.
(2) Die Zulassungsstelle hat über die ausgegebenen Kennzahlen ein Verzeichnis zu führen."



-2-

ARTIKEL 2
Die Anlage 1 der Verordnung über Luftverkehr erhält folgende Fassung:

Anlage 1
(zu §§ 3, 4, 9, 10, 12, 15, 75)

VORSCHRIFTEN ÜBER
DIE EINTRAGUNGS- UND ZULASSUNGSSCHEINE

SOWIE DIE KENNZEICHNUNG
VON LUFTFAHRZEUGEN

A. Eintragungs- und Zulassungsscheine

Die Eintragungs- und Zulassungsscheine sind nach den dieser Anlage beigefügten Mustern zu erteilen:
für Flugzeuge nach Muster 1,
für Luftschiffe nach Muster 2,
für Segelflugzeuge nach Muster 3,
für Ballone nach Muster 4.

B. Staatszugehörigkeits- und Eintragungszeichen

1. Flugzeuge und Luftschiffe

§2

Deutsche Flugzeuge und Luftschiffe führen als Staatszugehörigkeitszeichen den Buchstaben D und als Eintragungszeichen vier
weitere Buchstaben (Muster 5). Für Luftschiffe kann der Bundesminister für Verkehr abweichende Eintragungszeichen zulassen.

§ 3

rechten Tragfläche und auf der Unterseite der linken Tragfläche sowie an beiden Seiten des feststehenden Teils des

nur auf der oberen Seite der rechten oberen Tragfläche und auf der unteren Seite der linken unteren Tragfläche. Bei meh-
reren Seitenleitwerken sind die Zeichen auf den Außenseiten der äußeren Leitwerke zu führen.

(

Hülle in gleicher Entfernung von den seitlichen Zeichen nach Anordnung der Zulassungsstelle.

§ 4
(1) Das Staatszugehörigkeitszeichen D und das Eintragungszeichen sind entweder in dunkler Balkenschrift auf hellem Grunde
oder in heller Balkenschrift auf dunklem Grunde unverwischbar auszuführen und in deutlich sichtbarem Zustand zu erhalten.
Das Staatszugehörigkeitszeichen D ist durch einen waagerechten Strich in der Länge einer Buchstabenbreite vom Eintragungsy

(2) Die Zeichen sollen ein Schriftfeld in Rechteckform einnehmen und möglichst in der Weise angebracht werden, daß sie
durch Bauteile (Motorgondeln, Verstrebungen, Räder, Schwimmer) nicht verdeckt werden. An Luftschiffen und auf den Trag-
flächen von Flugzeugen sollen sie möglichst groß (mindestens 50 cm) angebracht werden. Am feststehenden Teil des Seiten-
leitwerks von Flugzeugen sollen sie mindestens 15 cm hoch sein. Die Breite aller Schriftzeichen mit Ausnahme des Buch-
stabens J und der Zahl 1 soll zwei Drittel der Schrifthöhe, der Abstand der Schriftzeichen voneinander mindestens ein Viertel
der Breite eines Schriftzeichens betragen. Die einzelnen Schriftlinien sollen nicht stärker als ein Sechstel der Schrifthöhe sein.

(3) Bei Flugzeugen soll das Schriftbild nicht mit den Außenkanten eines Bauteils zusammenfallen. Die auf den Tragflächen
angebrachten Zeichen sollen bei gleichbleibender Schrifthöhe von der Vorder- und Hinterkante gleich weit entfernt sein.

Die Oberka de de lochie im nen de Vodai er
Die Oberkante der Buchstaben muß nach der Vorderkante der Tragflächen gerichtet sein. Auf dem Leitwerk soll längs jeder

2. Segelflugzeuge

(1) Segelflugzeuge führen das Staatszugehörigkeitszeichen D und eine Kennzahl entsprechend §§ 3 und 4.
(2) Die Kennzahl wird von der Zulassungsstelle aus der ihr zu diesem Zweck von dem Bundesminister für Verkehr zugeteilten

3. Freiballone
6

Freiballone führen das Staatszugehörigkeitszeichen D und einen Namen entsprechend den Vorschriften über die Zeichen-
führung bei Luftschiffen. Der von dem Eigentümer vorgeschlagene Name bedarf der Genehmigung der Zulassungsstelle.
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C. Bundesflagge
1. Flugzeuge

(1) Flugzeuge führen die Bundesflagge an beiden Seiten des feststehenden Teils des Seitenleitwerks (Muster 5) in Farbanstrich.
§ 3 Abs. 1 Satz 3 gilt entsprechend.

(2) Die Bundesflagge soll in Rechteckform in der unteren Hälfte des Leitwerks über dem Staatszugehörigkeitszeichen D und

seich gro sein. Boh dem Ferent ich do is Verhathied und dimin u sem lang de dis in de in Falsieren
etwa 3:5 betragen. Die Zulassungsstelle bestimmt die Gesamthöhe sowie die sonstigen Einzelheiten der Anbringung.

2. Luftschiffe

Luftschiffe führen die Bundesflagge an beiden Seiten der vertikalen Dämpfungsflächen in Farbanstrich. Die Zulassungsstelle
bestimmt die Maße des Farbanstrichs und die sonstigen Einzelheiten der Anbringung (Muster 5).

3. Segelflugzeuge
§9

Segelflugzeuge führen die Bundesflagge entsprechend den Vorschriften des § 7.

• Freiballone
§10

Freiballone setzen die Bundesflagge.

5. Gemeinsame Vorschriften

§1

vorgeschizene, ei denen die en vingushder Shen eum horie ie un Bitt des eichen nowie er une nicht magier
oder nicht zweckmäßig ist, kann die Zulassungsstelle Abweichungen von den §§ 3 bis 9 bestimmen.

D. Sonstige Beschriftung
1. Allgemeine Merkmale

§ 12

(1) Bei Luftfahrzeugen sind an gut sichtbarer Stelle, möglichst am Haupteinstieg, auf einem feuerfesten Schild anzugeben
1. Staatszugehörigkeits- und Eintragungszeichen,
2. Hersteller und Werknummer,
3. das Baumuster des Luftfahrzeugs.

(2) Im Lastenraum ist an sichtbarer Stelle ein Ladeplan in Form einer Skizze anzubringen.
(3) An den Motoren sind auf einem feuerfesten Schild an sichtbarer Stelle anzubringen

1. Name und Wohnsitz des Herstellers,
2. Musterbezeichnung, Baureihe, Werknummer und Baujahr,
3. wesentliche Betriebsdaten des Motors.

(4) Bei Flugzeugen und Segelflugzeugen ist ferner auf der linken Seite des Rumpfes, bei Luftschiffen und Ballonen an sichtbarer
Stelle einer Gondel oder des Korbes auf hellem Grund mit dunklen Buchstaben von wenigstens 25 mm Höhe und 4 mm
Strichstärke anzugeben

1. Name und Wohnsitz des Eigentümers

2. Leergewicht, Zuladung und höchstzulässiges Fluggewicht in Kilogramm,
3. höchstzulässige Personenzahl einschließlich Besatzung.

Bei Luftfahrzeugen, die nicht nach einem laufenden Plan gewartet und geprüft werden, ist außerdem der Zeitpunkt der letzten
Prüfung und der nächsten Nachprüfung anzugeben. Bei Segelflugzeugen ist ferner in der Nähe der Schleppkupplung die
Nummer der Sollbruchstelle des Schleppseils anzugeben.

2. Reklamebeschriftung

zeichen und der Beschriftung darf durch die Reklame nicht beeinträchtigt werden.

üblichen Umfange gilt nicht als Reklamebeschriftung.
§ 14

Zulassungsstelle nach den §§ 3, 7 bis 9, 11 und § 13 Abs. 1 ist die Stelle, die für die Zulassung der Muster des Luftfahrtgeräts
zuständig ist.
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Muster 1
(Din A 5, Querformat)

Umschlag
(hellblau)

BUNDESREPUBLIK

DEUTSCHLAND

Flugzeug-Eintragungs- und Zulassungsschein
und

Lufttüchtigkeitszeugnis

Umschlag (Innenseite)

Federal Republic of Germany

Certificate of Registration and Airworthiness
for Aeroplane

République Fédéral d'Allemagne

Certificat d'Immatriculation et de Navigabilité

pour Avion

República Federal de Alemania

Certificado de Matricula y de Aeronavegabilidad
para Avión

Dieser Schein gilt entsprechend für Hubschrauber, Schwingenflügler und sonstige Motorflugzeuge.
This form may be used also for certifying helicopters, ornithopters and other power-driven heavier-than-air aircraft.



Noch Muster 1

1. Statsgungsrigkeits und
Nationality and Registration Marks:
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BUNSCHEAND
Federal Republic of Germany

DER BUNDESMINISTER RUD VERKEHR
EINTRAGUNGS- UND ZULASSUNGSSCHEIN

Certificate of Registration

2. Hersteller:
Musterion:

4. Eigentime:
5. Ansdert des Figentümers:

3. Werknummer:
•Bau of construction:

Cale pelled er le te salle7.
The Centrage ni ra gate ulassu essitei, no ege tation fills den fuk ausue in sin iron lugzeug mitzuführen.

Datum der stellung: Unterstrit

+00000000.0000....................................... ............. ...............

seite 1

Eintragungen über Eigentumswechsel und Halter:
Entries on change of ownership and operator:

Seite 2



Noch Muster 1

1. Staatszugehörigkeits- und
Eintragungszeichen:
Nationality and Registration Marks:|

D-

1. Kategorie:
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BUNSCHRAND
Federal Republic of Germany

DER BUNDESMINISTER FUR VERKEHR
The Federal Minister of Transport

LUFTTUCHTIGKEITS-ZEUGNIS
Certificate of Airworthiness

2. Hensteller:
Musterion:

3. Werknummer:
au al construction:

Datunde Austellung:issue: unterstrit:

•) Nähere Angaben s. Seite 6
For additional data see page 6

sage 3
Verwendungs- und Beanspruchungsgruppe: Type category:...

Gattung: Classificati...................................... Land - Wasser - Flugzeug land - sea - plane
Muster-Zulassung vom: Date of prototype certificate of airworthines : .......

Motorenzahl: ..... Baumuster der Motoren:") Model of engines :*)

Gewichtsübersicht Weight summary:

Verwendungszweck Loese wich
kg

Höchstzulässige
Zuladung*)

Maximuro disposable
kg

Housgewichiges
Maximum grmisible

kg

sind jedoch bei dem höchstzulässigen Fluggewicht mit 10 bis 15 kg anzurernen1013 mars prot ded lo wee le et et ander atmosper 15° an ni berdesiligt Sie
Chinien de der hy hose evet, en vane of to o o iota la pe will not beluded in the maximum number of persons carried. Por the maximum

Gesamtinha der Betriebstoffbehälter: Kranstost OlFuel: -

Zugelassen für Kunstlug Approved for acrobatics with.... sitzig, persons, Schleppflug, aerotow. ......

Aprele en petrie bati tur r or er nur: für fluge nach den Instrumentenlugregeln: ja/nein
.........

Höchstzulässige Geschwindigkeit: Maximum speed permitted : ...... .... km/h
Beschränkungen: Limitations:

Datum de of ustellung: ngerarte

sage a



-7 -

Noch Muster 1 Prüfvermerke*) Inspection notes

Lfd.
Nr.
cr. nr. openspeop

Befund und prüfericht. der Ke unzeichnung
Typs peti on marks of

Ort, Tag, Stem plund Unterschrift
Place, date, sinspe totstamp and signature

1
Stückprüfung

Inspection of a series aircraft

*) Diese Selte entfällt bei Flugzeugen, die nach laufendem Plan
gewartet und nachgeprüft werden.

Seite 5
page 5

Bemerkungen:
Remarks:

Sage &



Noch Muster 1

Catig bis
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Gültigkeit der Zulassung Period of validity

Ungültickeiten Beanke, Bungen tungen bel
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Muster 2

(Din A 5, Querformat)

BUNDESREPUBLIK

DEUTSCHLAND

Luftschiff-Eintragungs- und Zulassungsschein
und

Lufttüchtigkeitszeugnis

Federal Republic of Germany
Certificate of Registration and Airworthiness

for Airship

République Fédéral d'Allemagne

Certificat d'Immatriculation et de Navigabilité

pour Dirigeable

República Federal de Alemania

Certificado de Matricula y de Aeronavegabilidad

para Dirigible

(Umschlag
hellgelb)

Umschlag (Innenseite)



Noch Muster 2
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BUNDESREPUBLIK
DEUTSCHLAND
Federal Republik of Germany

DER BUNDESMINISTER FUR VERKEHR
The Federal Minister of Transport

EINTRAGUNGS- UND ZULASSUNGSSCHEIN
Certificate of Registration

2. Henster:
Muster:
Designation:Nationality and Registration Marks:

4. Figentime:
5. Anshrit des Figentümers:

3. Werknummer:
Serial Nr:
Baujahr :
Year of construction:

verkehr zugelassen.

The one to na, aton ive describe afrei bes be dyly and ved on he gegite of the federal upis of lamn i Conde is
authorized to engage in air traffic.

Gilt petsda ver slee saste 7.
Des tragun se tat las geschei, me de geeten enfall der Funkaw eis sind im Luftschiff mitzuführen.

Datum der Austelung: unterstril

Seite i



Noch Muster 2
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BUNDESREPUBLIK

DEUTSCHLAND
DER BUNDESMINISTE FOR VERKEHR
LUFTTUCHTIGKEITS-ZEUGNIS

Certificate of Airworthiness

2. Herstelle:
euterin:

1. Stattsugstigkeits und
Nationality and Registration Marks:

3. Werknummer:
Serial Nr.

4. Kategorie:
Category:

5. Pites unte vkittZe v ist Derege bezeichnete Luftschiff in Ubereinstimmung mit dem Abkommen über die
This Certificate of Airwortiness is issued for the above mentioned airship pursuant to the Convention on International Civil Aviation dated 7 December
Das Luftschiff wurde nach den deutschen Prüfvorschriften für Luftfahrtgerat geprüft und wird als lufttüchtig angesehen,
wenn es vorschriftsmäßig und nach den zugehörigen") Betriebsanweisungen gewartet und betrieben wird

The eisho her bee dul inspecte pursan fo thee ama u efor the gection u light equipment and is considered to be airworthy, when main-
Datum der Ausstellung:

Date of issue:
Unterschrift:
Signature:

*) Nähere Angaben s Seite 6
For additional data see page 6

saite 3
Verwendungszweck: Type category:

Gattung: Classification: .....
Muster-Zulassung vom: Date of prototype certificate of airworthiness:

Motorenzahl: Number of engines: Baumuster der Motoren :*) Model of engines : *)

•) Prüfscheine für Motoren sind im Luftschiff mitzuführen. Engine test sheets shall be carried in the airship at all times.

Gewichtsübersicht: Weight summary :

Verwendungszweck
Purpose

Leergewicht

Weight empty

kg

Höchstzulässige Zuladung*)
Maximum disposable load

kạ

Hantgewd 9
Maximum permissible weight

kg

Höchstzulässige Zahl
der Insassen **)

einschließlich Besatzung

Maximum number of persons carried

りり
bezogen auf 0 m Höhe bei Normalatmosphäre (15° C und 1013 mb)
corrected for sea level at standard atmosphere (15° C and 1013 mb)

**) Kinder unter 2 Jahren, für die ein besonderer Sitzplatz nicht beansprucht wird, werden bei der höchstzulässigen Insassenzahl nicht berücksichtigt. Sie
sind jedochbeidem höchstzulässigen Fluggewicht mit 10 bis 15 kg anzurechnen

**) Children under 2 years of age forwhom a special seat isnot claimedwill not be included in the maximum number of persons carried For the maximum
permissible weight however,an allowance of 10 to 15 kilograms per child shall be made

Total contents of fuel and oil tanks:Cres atin of der Betrienstoffbehälter: 1 Kraftstof Fuel:

Schmierstoff: Oil:

Höchstzulässige Geschwindigkeit: Maximum speed permitted:

Zugelassen mit betriebstüchtiger Funkausrüstung für Fahrten nach den Instrumentenflugregeln: ja/nein
Approved with operational radio equipment for IFR-flights: yes/no

Beschränkungen: Limitations:

Datum der Ausstellung:
Date of issue:

Saite a
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Noch Muster 2 Prüfvermerke *) Inspection notes

Lfd.
Nr.
er. nr.

Art AusnaB
Type and scope of inspection

Befund und Prüfbericht
vom

Result ann se preport

Art und Ort
der Kennzeichnung

or ynspect on cations

Ort, Tag, Stempel und Unterschrift
des Prüfers

Place, date, stape and signature

1 Stückprüfung
Inspection of a series aircraft

"Dieser feite en tatgeprit schiffen, die nach laufendem Plan

salte s
Bemerkungen:
Remarks:

Seile 6



Noch Muster 2

Clti bis Tag, Ort, S Zulassungs Unterschrift
Date, place, stamp and signature of responsible

Ungültigkeiten, Beanse, Besagen Kungen bei
Temporacona lid itymages, ofcectionimitations on

- 13 —

Gültigkeit der Zulassung Period of validity

Seite 7
page 7
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Muster 3
(Din A5, Querformat)

BUNDESREPUBLIK

DEUTSCHLAND

Segelflugzeug-Eintragungs- und Zulassungsschein
und

Lufttüchtigkeitszeugnis

Federal Repüblic of Germany
Certificate of Registration and Airworthiness

for glider

République Fédéral d'Allemagne

Certificat d'Immatriculation et de Navigabilité

pour planeur

República Federal de Alemania
Certificado de Matricula y de Aeronavegabilidad

para Planeador

Umschlag
(rosa)

Umschlag (Innenseite)
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Noch Muster 3
BUNDESREPUBLIK
DEUTSCHLAND
Federal Republic of Germany

LAND:
Land:

EINTRAGUNGS- UND ZULASSUNGSSCHEIN
Certificate of Registration

2. Hersteller:
Manulacturer:

Baumuter:

1. Staatszugehörigkeitszeichen
und Kennzahl :

Number y marks and identification
D-

1. Eigen timer:
5. Anschrift des Eigentümers:

Address of owner:

6. Hiermit wird bescheinigt, daß das vorbezeichnete Segelflugzeug in das Verzeichnis

3. Werknummer:
Serial Nr.:

Baujahr:
Year of construction :

hare et te abo derte u ihe ten de viere on te rester en de la ne mis the regulaions orth deral aus. aéglider is authorized to engage in air traffic.

Gut pets da verde be seen und g.
Der Zulas oie und el epenfall de Funkele in in se lu aug mitzuführen.

Datum der Austblings unterstart

Eintragungen ber si gentums echse und Halter:

Seite 2
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Noch Muster 3

BENTSCHEANT
Federal Republic of Germany

1. State ugehörigkeitszeichen
Nationality marks and name:

LAND:
Land:

LUFTTUCHTIGKEITS-ZEUGNIS
Certificate of Airworthiness

2. Hensteir
Baumuster:

3. Werknummer:
Serial Nr.:

Baujahr:
Year of construction:

1. Kategorie:

S. Diet untie kus euv st feze bezechnese Segelugzeug in Ubereinstimung mit dem Abkonmen über die
The er Mifcate of Airworthiness is isued for the above mentioned glider pursuant to the Convention on International Civil Aviation dated 2 De-

Datum de of ustalung:issue:

* Not are fonal da Sel page 5

Verwendungszwerk: ....
Type category:
Musterzulassung vom:
Date of prototype certificate of airworthiness:

Beanspruchungsgruppe:

Mindestassistung:
Zugelassen für: Approved for :

Insassenzahl: Number of persons carried:
Windgeschwindigkeit: Wind speed: max.... ... m/s

Flughöhe über Grund: Height above ground:max .... ................. M

Gummiseilstart: ja / nein Rubber cable launch: yes/no
Kraftwagen- und Windenseilstart bis: ........

and winch-tow launch up to

Flugzeugschlepp Aero-tow up to

Gleitflug bei böigem Wetter Glide in turbulent air up to
Gleitflug bei böenfreiem Wetter Glide in normal air up to

Kostis win site is: Yenein
Zuelas en opt befriebst tien uk austun für Fluge nach den Instrumentenlugregeln: ja/nein

max forward position®

max Rivala gostion .....mm

Einschränkungen:
Limitations:

Datun der Ausstellung:
Date of issue:

Unterschrift:
Signature:

salte d
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Noch Muster 3

Bemerkungen:
Remarks:

Saite s

Prüfvermerke Inspection notes

Lfd.
Nr.

cr. nr.

Gewiche in kg weight
Befund und prutberich

Result in setto report A and or der peeing
Art und Ausmaß
der Prüfung

Type and scope of inspection Leergewichtweightempty NichttragendeTeilenonlifting: Leikiage
Stückprüfung

Inspection of a series aircraft

Seiten 6 und 8
pages 6 and 8
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Noch Muster 3

noch: Praivermerke Inspection notes Gültigkeit der Zulassung Period of validity

Ort, Tag, Stempel und
Unterschrift des Prüfers

Place, date stapen

Gültig
bis

Valid until
Unterschrifte Semel ngstelle

Date, place, onsie ad signature

Ungültigkeitsvermerke,
Beschränkungen bei Schäden,

Beanstandungen u.ä.

Seiten- Seiten 7 und g
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Muster 4
Din A 5, (Querformat)

Umschlag
(hellgrün)

BUNDESREPUBLIK

DEUTSCHLAND

Ballon-Eintragungs- und Zulassungsschein
und

Lufttüchtigkeitszeugnis

Umschlag (Innenseite)

Federal Republic of Germany
Certificate of Registration and Airworthiness

for balloon

République Fédéral d'Allemagne
Certificat d'Immatriculation et de Navigabilité

pour ballon

República Federal de Alemania
Certiucado de Matrícula y de Aeronavegabilidad

para Globo

Dieser Schein gilt entsprechend für Fesselballone unter Berücksichtigung der zusätzlichen Angaben.
This form may be used also for certifying captive balloons provided the required additional data are given
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Noch Muster 4
BUNDESREPUBLIK
DEUTSCHLAND
Federal Republic of Germany

LAND:
Land:

EINTRAGUNGS- UND ZULASSUNGSSCHEIN
Certificate of Registration

1. Staatszugehörigkeitszeichen
und Name:
Nationality marks and name:
D-..

4. Eige dion:

2. Herstelle:
Baumster:

5, Aseari des Figentümers:
6. Hiermit wird bescheinigt; daß der vorbezeichnete Frei — Fessel - Ballon in das Verzeichnis

.... (Bundesrepublik Deutschland)

3. Weeknummer:
Bautconstrucion:

The Zollasg shein und genentall de Funkause sind me Balli mizuführen.
Datum de of stelung:

*) Bei Fesselballonen ist der Hinweis auf die Rechtsvorschriften zu streichen.
The reterence to above regulations does not apply to captive balloons.

- Seite i
Eintragungen über Eigentumswechsel und Halter:

Entries on change of ownership and operator:

Sage 2
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Noch Muster 4
BUNDESREPUBLIK
DEUTSCHLAND
Federal Republic of Germany

LAND:
Land:

LUFTTUCHTIGKEITS-ZEUGNIS
Certificate of Airworthiness

2. Hersteller
Baumater

1. Sa agehörigkeitszeichen
Nationality marks and name :
D-

3. Werknummer:
Baur of construction :

1. Kalorie:

S. Dioration de vite hut vom 7, Dezen er 19e ausgese giballon in Uereinstimmung mit dem Abkommen über die
The et tificate of Alrworthiness is issued for the above mentioned free balloon pursuant to the Convention on international Civil Aviation dated 7 De-
Wer Bitmw en de de zugen gent eis wetanten fe geart und mette als Wuttichtig angesehen, wenn er
Tate a lod operate duly cordete die foegoing and le perturet FigMonuat eht equiprent and is considered to be alrworthy, when main-

Datum der Ausstellung:

Date of issue : unesdrit

) Naheie Angabes se belles. Pore adt only to cape pagellons.
Seite 3

Verwendungszweck: Type category:

Ballongas: Gas used:

Wirklicher Inhalt: ... ...m:Nenninhalt:
Actual gas volume: Rated gas volume :

Muster-Zulassung vom: Date of prototype certificate of airworthiness:

.... Ballonform: Shape of balloon:

Ständige Aufristund bei Fesselbalog teurelie Analo iber die Verankerung):

•.0000000

Höchstzulässige Zuladung: Maximum disposable load:
......... Ballast ......

ballast verand erliche Ausrüstung
Beschränkungen: Limitations:

oi esselballop: zugelassen für: Windstärken bis m/s
Steighthen bip to

Zugelassen mit betriebstüchtiger Funkausrüstung für Fahrten nach den Instrumentenflugregeln: ja/nein
Approved with operational radio equipment for IFR-flights: yes/no

Dal der Austaling:

.........................••••

saite d



- 22 -

Noch Muster 4

Bemerkungen:
Remarks :

Lfd.
Nr.

Art und Ausmaß
der Prüfung

Type and scope of inspection

1
according to weighing report dated:
Lt. Wägungsbericht

Hüllevollständig envelopecomplete Netzwerk network KorbZubehörbasketincludingequipmentStändigeAusrüstung equipment Leergewichtweightempty
Weigths in

Gewichte in kg

Höchstzul,Insassen-zahleinschl.BesatzungmaxnumberofpersonsIncludingcrew inspection
of report on

Result and date

vom
Prüfbericht
Befund und

Prüfvermerke Inspection notes

page 5
Seite 5

Höchstzul.Zuladungmaxdisposablemd Fahrtgewichtpermissibleweight
Stückprüfung
Inspection of
a series aircraft

Lt. Wägungsbericht vom:
according to weighing report dated:

Lt. Wägungsbericht vom :
according to weighing report dated:

Lt. Wägungsbericht vom:
according to weighing report dated:

Lt. Wägungsbericht vom:
according to weighing report dated:

Lt. Wägungsbericht vom:
according to weighing report dated:

Sages 6 and &pages

Art und Ort
der Kennzeichnung

Type and location
of inspection marks
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Noch Muster 4

noch: Pruivermerke Inspection notes Gültigkeit der Zulassung Period of validity

Bei Prüfung
erreichte
Gesamt-

Fahrtenzahl

ascents at time
of inspection

Ort, Tag, Stempel und
Unterschrift des Prüfers

esel nsat time Place, date, stspectod signature
Gültig bis
valid until

Ort, Tag, Stempel und
Unterschrift der
Zulassungsstelle

Place, date posie ag eigature

Beschrankungen bei schien.

or reaching of the allowed
number of ascents

Datum:
date:

of er für - Faberten
Datum:
fer für Faberten
Datum:
date:

oder für
or for Faberten
Datum:
date:

of er für Fahrten
Datum:
date:

oder für ..... ... Fahrten
or for ascents 0000Datum:
oder für
or for Facenten

saites 7 und 8
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Muster 5

Staatszugehörigkeitszeichen, Eintragungszeichen und Flagge der Flugzeuge
(Ansicht des Flugzeugs von oben und unten)

A

D-ADEA

H = Buchstabenhöhe mindestens 50 cm

B = Buchstabenbreite = 3⁄8 H

A = Buchstabenabstand = 1⁄4 B

S = Stärke der Schriftlinien = 1⁄6 H

a = gleicher Abstand von Vorder- und
Hinterkante

Flaggenführung am Leitwerk des Flugzeugs
(Ansicht von links)

D-ABCD



Noch Muster 5
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Flaggenführung am Leitwerk des Flugzeugs
(Ansicht von rechts)

D- ABCD

Flagge der Luftschiffe
Steuerbord und Backbord

・・!・一
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ARTIKEL 3

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündigung in Kraft. Gleichzeitig tritt Artikel 1 der Verordnung zur Änderung
der Verordnung über Luftverkehr (Fünfte Änderung) und der Prüfordnung für Luftfahrer vom 21. August 1951 (Bundesgesetzbl.

I S. 749) außer Kraft.

Bonn, den 5. November 1954.
Der Bundeskanzler

Adenauer

Der Bundesminister für Verkehr
Seebohm

BEGRUNDUNG

1. Die Verordnung soll die veralteten Vorschriften der Verordnung über Luftverkehr (LVO) und ihrer Anlage 1 (Anlg. 1 LVO)

weberie lu erreicheiner die dickeht dich vungen de feh Zeuge ein und sold er der Sil inten erir deunge setz
die allgemeine Änderung der Verordnung über Luftverkehr erlassen werden, weil sie besonders dringlich ist.

Im Hinblick auf den internationalen Charakter des Luftverkehrs und die Verpflichtung der Bundesrepublik, nach Inkrafttreten
des Deutschlandvertrages die Richtlinien und Empfehlungen des Abkommens über die Internationale Zivilluftfahrt vom'
7. 12. 1944 (ICAO-Abkommen) anzuwenden, lehnen sich die Änderungsvorschriften der Verordnung an dieses Abkommen an.

Die bisherigen deutschen Vorschriften, die sich als zweckmäßig erwiesen haben, wurden beibehalten, sie mußten jedoch
den veränderten staatsrechtlichen Verhältnissen angepaßt werden. So wurde statt „Reichs- und Nationalflagge" „Bundes-
flagge" gesetzt, ferner entsprechend der Zuständigkeitsvereinbarung zwischen Bund und Ländern statt „Reichminister der
Luftfahrt" und „Luftamt" „Bundesminister für Verkehr" und „Zulassungsstelle". Der Begriff der „Zulassungsstelle" wurde
gewählt, weil die Frage, welchen Dienststellen die Zulassung übertragen wird, noch nicht endgültig geregelt ist.

2. Im einzelnen ist noch folgendes zu bemerken:

Zu Artikel 1,2 (§ 11 LVO):

Der bisherige § 11 konnte gestrichen werden, weil es infolge der technischen Fortentwicklung des Segelflugsports eine

Auswendu ist die Streichung geboren, weil 12 in ses neides rassh ein efich für ande Seit ziege die ier.Segelflugzeuge die Ver-
pflichtung zum Führen des Staatszugehörigkeitszeichens und einer Kennzahl vorsieht und mit der Zulassungsregelung des
bisherigen § 11 nicht vereinbar ist.

Zu Artikel 1,3 (§ 12 Abs. 2 LVO):

Die Vorschriften des ICAO-Abkommens gehen davon aus, daß Luftfahrzeuge in ihrem Heimatstaat eingetragen sind (Art./
17, 19, 29: Nr. 7, 2 des ICAO-Anhangs 7). Nach deutschem Recht besteht die Verpflichtung nur für Flugzeuge und Luft-
schiffe, jedoch nicht für sonstige Luftfahrzeuge, insbesondere nicht für Segelflugzeuge (§ 2 LVG, § 10 Abs. 3 LVO). Die
Zulassungsstellen sollen daher zukünftig verpflichtet sein, Verzeichnisse der zugelassenen Segelflugzeuge zu führen. Diese
Verpflichtung bezieht sich auch auf Freiballone, da § 12 LVO nach § 15 Abs. 3 LVO auch für diese gilt. Eine weitere
Ausdehnung dieser Verpflichtung auf die übrigen Luftfahrzeuge wird nicht für notwendig erachtet.

Zu Artikel 2, § 1:

Die Muster der Zulassungsscheine werden dem „Certificate of registration" des ICAO-Abkommens (Anhang 7) angeglichen.
In diesem ist die Eintragung der Luftfahrzeuge zu vermerken; der bisherige § 1 S. 2 Anlage 1 LVO konnte deshalb als
überflüssig gestrichen werden.

Da außerdem die Vorschriften des ICAO-Abkommens die Verpflichtung zum Mitführen eines Lufttüchtigkeitszeugnisses
(Certificate of airworthiness) vorsehen (Art. 29; Anhang 8), wurde das Lufttüchtigkeitszeugnis, das dem deutschen Nach-
weis der Verkehrssicherheit nach den Vorschriften der Verordnung über Luftverkehr und der Prüfordnung für Luftfahrt-
gerät (POFL) entspricht, ebenfalls in die Muster eingearbeitet (vgl. hierzu: §§ 2, 9, 15 Abs. 4 LVO, §§ 13, 16, 19, 27 und
45 POFL).
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Zu Artikel 2, §§ 3 und 4:

Din 7 des A Adment der Aderingung und die Ausführung der Kennzeichnung wurden in Anlehnung an den An.

Zu Artikel 2, § 5:

Die Vorschriften des bisherigen § 5 konnten entfallen, da „Anhängeflugzeuge" jetzt zu den Segelflugzeugen gerechnet
werden.

Zu Artikel 2, §§ 7-10:

Zu Artikel 2, § 12:

Entsprechend den Vorschriften des ICAO-Abkommens (Anhang 7) wurde die Verpflichtung zur Anbringung von Kennzeich-
nungen erhöht.

Zu Artikel 2, § 13:

Die neue Fassung ist elastisch gehalten, um der technischen Entwicklung der Luftfahrzeuge sowie den Erfordernissen der
Verkehrssicherheit bei der Anbringung der Reklame Rechnung tragen zu können.

Zu Artikel 2, § 14:

stellung der Nationalität beeinträchtigt.
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Nachrichten für Luftfahrer
Herausgegeben von der

Bundesanstalt für Flugsicherung
Büro der Nachrichten für Luftfahrer

im Auftrage des

Bundesministers für Verkehr

2. Jahrgang NfL Teil B Frankfurt a. M., 15. Dezember 1954

B 54/54 Bonn, den 7. Dezember 1954
- 112 - 2 - 334 B/54

Der Bundesminister für Verkehr
Im Auftrag
Dr. Knipfer

Gesetz über das Luftfahrt-Bundesamt
Vom 30. November 1954

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen:

§1

(1) Als Bundesoberbehörde für Aufgaben der Zivilluftfahrt wird das Luftfahrt-Bundesamt errichtet, das dem Bundesminister für
Verkehr untersteht.

(2) Der Bundesminister für Verkehr bestimmt den Sitz des Luftfahrt-Bundesamts.

§2

(1) Das Luftfahrt-Bundesamt hat folgende Aufgaben:

1. die Zulassung der Muster des Luftfahrtgeräts,
2. die Zulassung des Luftfahrtgeräts zum Luftverkehr. Ausgenommen sind Ballone, Segelflugzeuge und deren Start-

winden,

3. die Führung der Luftfahrzeugrolle sowie sonstiger Verzeichnisse für Luftfahrtgerät,
4. die Erteilung der Prüferlaubnis für die Ausübung der Tätigkeit als Prüfer für Luftfahrtgerät,
5. die Vorarbeiten für den Erlaß der Bau- und Prüfvorschriften für Luftfahrtgerät,
6. die fachliche Untersuchung der Störungen bei dem Betrieb von Luftfahrzeugen unter Mitwirkung der zuständigen

obersten Landesbehörden,

7. die Mitwirkung bei der Durchführung des Such- und Rettungsdienstes,
8. die Sammlung von Nachrichten über Luftfahrer und Luftfahrtgerät sowie die Auskunftserteilung über diese

Nachrichten,

9. die Sammlung und die Sichtung von Berichten und sonstigen Unterlagen über die Luftfahrttechnik, soweit sie
für die Aufgaben des Luftfahrt-Bundesamts notwendig sind.

(2) Auf Antrag eines Landes kann das Luftfahrt-Bundesamt Landesaufgaben auf dem Gebiet der Zivilluftfahrt übernehmen.
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(1) Prüfstellen im Sinne der Prüfordnung für Luftfahrtgerät sind die Stellen, die der Bundesminister für Verkehr mit Zustim-
mung des Bundesrates als Prüfstellen für Luftfahrtgerät anerkannt hat. Die Anerkennung ist widerruflich.

(2) Die Prüfstellen können sich Sachverständiger bedienen, die von dem Luftfahrt-Bundesamt eine Prüferlaubnis für die Tätig-
keit als Prüfer für Luftfahrtgerät erhalten haben.

Das Luftfahrt-Bundesamt und die für die Zulassung von Luftfahrtgerät zuständigen Dienststellen der Länder sind bei der
Entscheidung über Anträge auf Zulassung von Luftfahrtgerät an die zum Nachweis der Verkehrssicherheit vorgelegten Prüf-
unterlagen nicht gebunden.

(1) Der Bundesminister für Verkehr erläßt die für das Luftfahrt-Bundesamt zur Durchführung des Gesetzes erforderlichen
allgemeinen Verwaltungsvorschriften.

(2) Der Bundesminister für Verkehr beruft zu seiner Beratung für den Erlaß der Bau- und Prüfvorschriften für Luftfahrt-
gerät einen Ausschuß. Er kann die Geschäftsführung für diesen Ausschuß dem Luftfahrt-Bundesamt übertragen.

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Bonn, den 30. November 1954 Der Bundespräsident
Theodor Heuss

Der Bundeskanzler
Adenauer

Der Bundesminister für Verkehr
Seebohm

B 55|54 Bon, den 6- Dez ber 1954
Nachstehend gebe ich die Verordnung des Civil Aviation Board zur Änderung der Verordnung über Luftverkehrsregeln für
das Gebiet der Deutschen Bundesrepublik nachrichtlich bekannt.

Die Verordnung ist im Bundesanzeiger vom 18. November 1954 Nr. 222 verkündet worden.

Der Bundesminister für Verkehr
Im Auftrag

Dr. Knipfer

Verordnung zur Änderung der Verordnung über Luftverkehrsregeln
für das Gebiet der Deutschen Bundesrepublik.

Auf Grund des Artikels 1 des Gesetzes Nr. 44 der Alliierten Hohen Kommission betr. betriebliche, technische und verwaltungs-
mäßige Überwachung der zivilen Luftfahrt*) erläßt „Civil Aviation Board" nachstehende Verordnung:

Artikel 1

Die Verordnung über Luftverkehrsregeln für das Gebiet der Deutschen Bundesrepublik (verkündet im Bundesanzeiger Nr. 104
vom 4. Juni 1953) wird wie folgt geändert:

1. Die Anmerkung zu Nr. 3.3.1 erhält folgende Fassung:

„Anmerkung:

to ele, ide in den Niahe lites hrzehe ede ding fit wird gefsh un in ehen a Anal du feine der

*) Verkündet im Amtsblatt der Alliierten Hohen Kommission S. 730, nachrichtlich abgedruckt im Bundesanzeiger Nr. 15
vom 23. Januar 1951.
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2. Die Nr. 5.3.5.2 Ziffer 2 Buchstabe a erhält folgende Fassung:

3. Ergänzung D. Buchstabe d erhält folgende Fassung:

„d) Reiseflughöhe (siehe Anmerkung 1) und, falls erforderlich, die vorgesehene Flugstrecke (siehe Anmerkung 2) oder falls

steht els esch ein ughinem via wg it ngol, alle fellse dueh Rein zuhae anzugeben ieweils zugehörigen Flug-
Diese Verordnung tritt am 1. September 1954 nach Matsgabe des Gesetzes über die Verkündung von Rechtsverordnungen vom
30. Januar 1950 (Bundesgesetzbl. S. 23) in Kraft.

B 56|54 Zulassung des Failschirm-Musters Geräte-Nr. 40.011/10.03

Bonn, den 29. November 1954
L5 - 522 - 2204 L/54

der Verording i Eu totive ei 21.0195 3, He dis Muter Kor de codesge in Nugarsemünd, wird nach 8 15 Abs. 4
Herstellerbezeichnung: 10 - 53/20 O 11 A
Art der Packung: Rückenfallschirm
Verwendungszweck: Rettungs- und Übungsfallschirm
Beanspruchungsgruppe:

Höchstzul. Gebrauchsgeschwindigkeit:

Mindestabsprunghöhe:

Art der Auslösung:

Zugelassene Kappengewebe:

Gewicht mit Perlon-Kappe:

325 km/h
100 m
automatisch
Baumwolle, Naturseide, Perlon, Nylon
10 kg

Vorstehende Zulassung gilt auch für die Baureihen:

10 - 53/20 U II B; Geräte-Nr. 40.011/10.03 — 2 und
10 - 53/20 Ü H C; Geräte-Nr. 40.011/10.03 — 3

Der Bundesminister für Verkehr
Im Auftrag
Dr. Knipfer

B 57/54 Zulassung des Flugzeugmusters Convair CV-340-68

Bonn, den 15. November 1954
15-522-22191/54

Das Flugzeugmuster CV — 340 — 68, Hersteller Consolidated Vultee Aircraft Corporation in San Diegol

California, USA wird gemäß § 2 Abs. 2 des LVG vom 21. August 1936 unter Anerkennung des Type Certificate
des Aeronautics Administration des Departments of Commerce der USA für das Bundesgebiet zu-

Verwendungszweck:

Motoren:

Luftschrauben:

Höchstzulässiges Fluggewicht:

Höchstzulässige Insassenzahl:

Gewerblicher Luftverkehr
2 Pratt u. Whitney R 2800 CB 16
2 Hamilton Standard
21319 kg
Besatzung 4
Passagiere 44

Der Bundesminister für Verkehr
Im Auftrag

Dr. Knipfer
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B 58/54 Anflugverbot für den Verkehrsflughafen Nürnberg-Kraftshof

Bonn, den 29. November 1954
L 4 - 431/8 - 2457 B/54

Der in Bau befindliche neue Verkehrsflughafen Nürnberg-Kraftshof darf noch nicht angeflogen werden.

Der Bundesminister für Verkehr
Im Auftrag

Dr. Knipfer

B 59/54 Verlust eines Luftfahrerscheins für Segelflugzeugführer

Düsseldorf, den 1. Dezember 1954
IV 1 a

Wattenscheid, Swidbertstr. 1, abhanden gekommen. Der Luftfahrerschein für Segelflugzeugführer Nr. 1170 wird hiermit für
ungültig erklärt.

Der Minister für Wirtschaft und Verkehr
des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag
Dr. Diehl

В 60/54 Bonn, den 9. Dezember 1954
L2 - 233/1 - 414 Vm/54

Nachstehend gebe ich das Muster einer Flughafen-Benutzungsordnung, das ich am 29. November 1954 den obersten Landes-
verkehrsbehörden übersandt habe, bekannt.

Der Bundesminister für Verkehr
Im Auftrag
Dr. Knipfer

Muster einer Flughafen-Benutzungsordnung

Flughafen-Benutzungsordnung des Flughafens....

Inhaltsangabe

I. Teil

Beschreibung des Flughafens

1. Gelände des Flughafens

2. Wetterverhältnisse

3. Betriebszeiten des Flughafens

4. Bauliche Anlagen

5. Flughafenzone

6. Baubeschränkungsbereich

7. Luftfahrthindernisse

8. Der Flughafenunternehmer und die auf
Dienststellen und Unternehmen

9. Flugsicherungseinrichtungen

10. Abfertigungsgeräte

11. Sonstige Einrichtungen

12. Verkehrsverbindungen

demFlughafen untergebrachten behördlichen
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Il. Teil

Benutzungsvorschriften
A) Allgemeine Bestimmungen

1. Befugnis zur Benutzung des Flughafens
2. Nichtöffentliche Anlagen

3. Lagerung

4. Bauarbeiten

5. Fundsachen

6 Mitführen von Hunden

7 Sammlungen und Verteilung von Druckschriften

B) Bestimmungen für Luftfahrzeughalter bei Benutzung des Flughafens mit Luftfahrzeugen

1. Befugnis zum Landen und Starten

2. Start- und Landeeinrichtungen, Abfertigungsvorfeld
3. Ab- und Unterstellung von Luftfahrzeugen

4. Benutzung der Hallen, Werkstätten und anderen Räume
5. Betriebsstoffversorgung
6. Betrieb von Luftfahrzeug-Triebwerken
7. Abfertigung von Luftfahrzeugen
8. Luftfahrtveranstaltungen

C) Bestimmungen für Benutzer, Besucher und sonstige Personen
1. Betreten des Flughafens
2. Besichtigungen
3. Halten und Parken von Fahrzeugen
4. Fahrzeugverkehr

5. Verkehr auf dem nicht allgemein zugänglichen Gelände des Flughafens
D) Schutzmaßnahmen

E) Gewerbliche Nutznießung
F) Zuwiderhandlungen gegen die Flughafen-Benutzungsordnung
Anlagen

Anlage 1: Kartenpläne des Flughafens
Anlage 2: Baubeschränkungsplan

Anlage 3: Gebührenordnung für Flughäfen

Anlage 4: Rollpläne

Anlage 5: Sicherheitsvorschriften

Nr. 1 Umgang mit Betriebsstoffen

Nr. 2 Betrieb von Luftfahrzeug-Triebwerken

Nr. 3 Unfallverhütung

Nr. 4 Feuerlösch- und Rettungsdienst
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1. Teil

Beschreibung des Flughafens

(Änderungen der Beschreibung werden in den „Nachrichten für Luftfahrer"und im"Luftfahrthandbuch" Blatt
AGA 2...., bekanntgegeben.)

1. Gelände des Flughafens

a) Lage: geographische Breite,
geographische Länge,
Lage des Bezugspunktes,

Entfernung und Richtung von der Stadt, Höhe über NN,
Ortsmißweisung mit jährlicher Änderung.

b) Start- und Landeanlagen:

Abmessungen der Start- und Landebahnen,

Abmessungen der Sicherheitsstreifen,

Start- und Landebahndecke,

Tragfähigkeit,

Gefälle,
Start- und Landestrecke,

Instrumenten-Landeanlagen,

Rollbahnen,
Größe des Vorfeldes.

(Verweisung auf Karten-Pläne Anlage 1)

c) Klassifizierung des Flughafens nach ICAO

d) Zulassung als Zoll- und Sanitätsflughafen

2. Wetterverhältnisse

Vorherrschende Windrichtung und

Wetter-Minima

3. Betriebszeiten des Flughafens

4. Bauliche Anlagen

(Aufzählung und Verweisung auf etwaigen besonderen Kartenplan in der Anlage 1)

5. Flughafenzone

(Beschreibung und Verweisung auf Kartenplan in Anlage 1)

6. Baubeschränkungsbereich

(Verweisung auf Anlage 2)

7. Luftfahrthindernisse

(Verweisung auf Kartenplan in Anlage 1)

8. Der Flughafenunternehmer und die auf dem Flughafen untergebrachten behördlichen Dienststellen und Unternehmen
a) der Flughafenunternehmer

(Rechtsform, Organe, Vertretungsbefugnis, Betriebsbüro des Flughafenunternehmers, Anschrift, Fernsprecher, Fern-

b) Behördenstellen unter Angabe ihres Verantwortlichkeitsbereichs (z. B.
Wetterdienststelle);

Zoll-, Paß-, Poststelle, Flugsicherungsstelle,

c) Luftfahrtunternehmen,

Speditionsunternehmen,

Gaststättenbetriebe,

sonstige gewerbliche Unternehmen.

9. Flugsicherungseinrichtungen
(nach dem Schema AGA-2-5 des Luftfahrt-Handbuches)



a) Tageskennzeichen: Anflug,

Schwelle,

Schnee.

b) Befeuerung:

Autobus,
Taxi,
Straßenbahn).

ー7ー

Bezeichnung,

cherheitszone,
Längsrichtung,

sante,

Bord-FunksprecheinrichtungaufmehrerenFrequenzen,

•CA-Radaranlagen,Platzfunkfeuer,Anflugfunkfeuer, UKW-Peiler).
エandbucch.
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II. Teil

Benutzungsvorschriften

A) Allgemeine Bestimmungen

1. Befugnis zur Benutzung des Flughafens

Wer den Flughafen betritt oder auf ihm landet, ist den Vorschriften dieser Benutzungsordnungund den Weisungen
des zuständigen Personals des Flughafenunternehmers unterworfen.

2. Nicht allgemein zugängliche Anlagen

Die nachstehenden Anlagen dürfen von Unbefugten nicht betreten werden:

a) das Abfertigungsvorfeld und sonstige Vorfelder,
b) die Start- und Landeflächen sowie sämtliche Rollflächen,

c) die Luftfahrzeughallen,

d) der Betriebs- und Bauhof,
e) die Frachthalle,

f) der Transitraum,

g) die Garagen und Werkstätten,

i) sonstige nicht für den allgemeinen Verkehr freigegebene Anlagen innerhalb des umzäunten Flughafengeländes,
k) die vom Flughafenunternehmer besonders bezeichneten Anlagen (z. B. Grundstücke für Flugsicherungsanlagen außer-

halb des Flughafens).

In Ausnahmefällen kann das Betreten der Anlagen vom Flughafenunternehmer - gegebenenfalls im Einvernehmen
mit der zuständigen behördlichen Dienststelle - erlaubt werden.

3. Lagerung

- gelagert werden.

4. Bauarbeiten

Vor der Inangriffnahme von Bauarbeiten auf dem Flughafen haben die hierfür Berechtigten den Flughafenunternehmer
rechtzeitig zu benachrichtigen.

5. Fundsachen

Fundsachen, die in den Flughafenanlagen gefunden werden, sind unverzüglich beim Pförtner des Flughafens abzugeben.

6. Mitführen von Hunden

Hunde sind stets an der Leine zu führen.

7. Sammlungen und Verteilung von Druckschriften

Sammlungen aller Art bedürfen der Genehmigung des Flughafenunternehmers. Das gleiche gilt für das Verteilen von
Flugblättern und sonstigen Druckschriften.

B) Bestimmungen für Luftfahrzeughalter bei Benutzung des Flughafens mit Luftfahrzeugen

1. Befugnis zum Starten und Landen

a) Die Benutzung des Flughafens ist gegen Entrichtung der in der Gebührenordnung für Flughäfen (Anlage 3) fest-
gelegten Entgelte mit folgenden Arten von Luftfahrzeugen gestattet: (z. B. Segelflugzeuge, Ballone, Hubschrauber
und Flugzeuge bis zu einem Höchststartgewicht von.... kg).

b) Die Luftfahrzeugführer sind verpflichtet, dem behördlich beauftragten und besonders ausgewiesenen Personal des
Flughafenunternehmers die Eintragungsscheine und Lufttüchtigkeitszeugnisse ihrer Luftfahrzeuge sowie die Luftfahrer-
scheine ihrer Besatzungsmitglieder zur Prüfung vorzulegen.

Luftbildunternehmen sind verpflichtet, sich gemäß den Anordnungen der Behörde von besonders beauftragtem Per-
sonal des Flughafenunternehmers überprüfen zu lassen.

2. Start- und Landeeinrichtungen, Abfertigungsvorfeld
a) Zum Starten und Landen sowie zum Rollen sind die Start- und Landebahnen oder Zurollbahnen sowie die besonders

gekennzeichneten Start- und Lande- oder Rollflächen auf dem Rollfeld zu benutzen. Die Rollpläne ergeben sich
aus der Anlage 4. Die Luftfahrzeugführer sind daran gebunden, soweit sie nicht von der Flugsicherungsstelle andere
Weisungen erhalten.

b) Das Abfertigungsvorfeld mit dem Flugsteig dient der verkehrsmäßigen Abfertigung der Luftfahrzeuge. Eine andere
Benutzung des Abfertigungsvorfeldes (z. B. zur Abstellung von Luftfahrzeugen, zur Vornahme von Wartungsarbeiten)
ist nur mit Zustimmung des Flughafenunternehmers zulässig. Abfertigungsplätze werden vom Flughafenunternehmer
zugewiesen. (Etwaiger Zusatz entsprechend den örtlichen Anforderungen: Das Einwinken der Luftfahrzeuge wird
vom Personal des Flughafenunternehmers vorgenommen.)

c) Luftfahrzeuge dürfen sich auf dem Abfertigungsvorfeld nur bis zu ..... Stunden aufhalten. Der Flughafenunterneh-
mer kann Ausnahmen zulassen.
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3. Ab- und Unterstellung von Luftfahrzeugen

a) Wen sich de es enhal eugs Luffice es aut em ries fen der vorgesunden uderface it der Halter
oder in einer Halle unterzustellen. Plätze für die Ab- oder Unterstellung werden vom Flughafenunternehmer zu-

b) Für , Eb. Verwahrengelicht besteuf für zeug flughtfen unie gesetzlicher, vorschie it eidie esote e Sereif-
Für eine Beschädigung von Luftfahrzeugen, die auf dem Flughafen ab- oder untergestellt sind, haftet der Flughafen-
unternehmer nur, wenn der Schaden von ihm oder seinen Erfüllungsgehilfen vorsätzlich oder grob fahrlässig ver-
ursacht worden ist.

4. Benutzung der Hallen, Werkstätten und anderen Räume

Die Benutzung der Flugzeughallen, Werkstätten usw., soweit sie nicht an Luftfahrzeughalter fest verpachtet oder ver-
mietet sind, bedarf von Fall zu Fall der Zustimmung durch den Flughafenunternehmer. Soweit Platz vorhanden ist,
können die Luftfahrzeuge der nicht auf dem Flughafen ansässigen Unternehmen in freien Hallen untergestellt werden.
Mit den auf dem Flughafen ansässigen Luftfahrzeughaltern und sonstigen Unternehmen sind besondere Pacht- und Miet-
verträge über die ihnen überlassenen Werkstätten, Tankanlagen, Büroräume usw. abgeschlossen.

5. Betriebsstoffversorgung

a) Die Betriebstoftversong ne foleffen sel chite red Ver Let aze den Fredit insellschaften
Sicherheitsvorschriften sind die Betriebsstoffgesellschaften und die Luftfahrzeughalter verantwortlich.

b) Für den Umgang mit Betriebsstoffen sind insbesondere die aus der Anlage 5 Nr. 1 ersichtlichen Sicherheitsvorschriften
zu beachten.

6. Betrieb von Luftfahrzeug-Triebwerken
Für den Betrieb von Luftfahrzeug-Triebwerken sind insbesondere die aus der Anlage 5 Nr. 2 ersichtlichen Sicherheits-
vorschriften zu beachten.

7. Abfertigung von Luftfahrzeugen

a) Die verkehrsmäßige Abfertigung der startenden und landenden Luftfahrzeuge erfolgt durch den Luftfahrzeughalter
oder nach näherer Vereinbarung durch den Flughafenunternehmer.

zum Ein- und Aussteigen der Fluggäste benötigt werden, sind an den hierfür bestimmten Plätzen gegen Entgelt
gemäß der Gebührenordnung abzustellen.

8. Luftfahrtveranstaltungen

Besondere Luftfahrtveranstaltungen dürfen - unbeschadet der erforderlichen behördlichen Genehmigung - auf dem
Flughafen nur mit Zustimmungdes Flughafenunternehmers durchgeführt werden. Der planmäßige Luftverkahr darf
durch solche Veranstaltungen nicht behindert werden.

C) Bestimmungen für Benutzer, Besucher und sonstige Personen

1. Betreten des Flughafens

Der Flughafen darf nur mit Erlaubnis des Flughafenunternehmers durch die hierfür freigegebenen Eingänge betreten
und befahren werden. Als Erlaubnis gilt:

a) für Fluggäste der Flugschein;

b) für alle auf dem Flughafen beschäftigten Personen ein vom Flughafenunternehmer ausgestellter oder anerkannter
Dauerausweis, der beim Betreten des Flughafens dem Pförtner unaufgefordert vorzuzeigen ist;
der Ausweis berechtigt im allgemeinen nicht zum Betreten des Abfertigungsvorfeldes, sondern nur zum Erreichen

c) für Personen, die geschäftlich eine auf dem Flughafen befindliche Dienststelle besuchen, der vom Pförtner aus-
gestellte Laufzettel;

d) für Besucher - sofern Eintrittsgeld erhoben wird - die beim Pförtner gelöste Eintrittskarte. Die Höhe der Eintritts-
gelder, Ermäßigungen usw. ist durch Aushang bekanntgegeben.

2. Besichtigungen

Luftfahrzeuge sowie Luftfahrzeughallen und die übrigen Anlagen dürfen nur unter verantwortlicher Führung eines Be-
auftragten des Flughafenunternehmers besichtigt werden Erforderlichenfalls ist das Einverständnis der Flugsicherungs-
stelle und des Luftfahrzeughalters einzuholen. Ist ein Betreten vermieteter Hallen beabsichtigt, so ist hierzu auch das
Einverständnis des Mieters erforderlich. Bei Besichtigungen dürfen Luftfahrzeuge nicht berührt und das Vorfeld nicht
nach dem Rollfeld hin verlassen werden.

3. Halkentahierke doenhuze un dun dem ichtfenen harkplätzen abgetellt werden. Nähere Beschribung und
Hinweis auf etwaige Gebührenpflicht).
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b) Omnibusse, Taxen und Mietwagen dürfen Fluggäste und Gepäck nur auf
gebaudes...........)aufnehmenoderabsetzen.Frachtdarfnur.......

.... (z. B. Nordseite des Haupt-
(z. B. in der Frachthalle abgeladen

oder aufgeladen werden. (Hinweis auf etwaige Gebührenpflicht).

c) Das Aufstellen und Unterstellen von kleineren Fahrzeugen, insbesondere Fahrrädern, auf Vorplätzen, Treppen und
in Gängen ist untersagt.

4. Fahrzeugverkehr

Werden Fahrzeuge, die nicht zum Verkehr auf öffentlichen Straßen zugelassen sind, zum Betrieb innerhalb des Flug-
hafens verwendet, so ist der Halter dafür verantwortlich, daß sie den allgemeinen Verkehrs- und Sicherheitsbestimmun-
gen entsprechen. Die Straßenverkehrsordnung findet. auf den Fahrzeugverkehr innerhalb des Flughafens entsprechende
Anwendung.

5. Verkehr auf dem nicht allgemein zugänglichen Gelände des Flughafens
a) Wer gemäß II. A) 2. letzter Absatz zum Betreten oder Befahren der Start-, Lande- und Rollflächen berechtigt ist,

hat vor dem Betreten oder Befahren die Flugsicherungsstelle im Kontrollturm zu benachrichtigen. Er darf sich nur
nach deren Weisungen bewegen. Vor Betreten der oder Einfahrt in die Startbahn oder vor deren Überquerung ist
auf das Freizeichen vom FS-Kontrollturm (grünes Lichtsignal oder Freigabe durch Funksprech) zu warten. Die Licht-
signale des FS-Kontrollturms sind stets zu beachten. (Grünes oder rotes Lichtsignal, Ein- und Ausschalten der Be-
feuerung). Die Benutzer haben sich beim Flughafenunternehmer über die Bedeutung der Lichtsignale unterrichten zu

b) Fahrzeuge, die bei Dunkelheit die Start-, Lande- und Rollflächen befahren, müssen so beleuchtet sein, daß alle
Bewegungen vom FS-Kontrollturm aus verfolgt werden können.

c) Bei unsichtigem Wetter sollen die Start-, Lande- und Rollflächen nur von solchen Fahrzeugen befahren werden, für
die eine ständige Funksprechverbindung mit dem FS-Kontrollturm besteht.

d) Das Abfertigungsvorfeld darf nur von Feuerlösch- und Tankfahrzeugen, Sanitätsfahrzeugen, Fahrzeugen der auf
dem Flughafen untergebrachten behördlichen Dienststellen, Startwagen, Fahrzeugen des Flughafenunternehmers und
der Betriebsstoffgesellschaften zu dienstlichen Zwecken sowie von Fahrzeugen, für die eine besondere Erlaubnis durch
den Flughafenunternehmer erteilt ist, befahren werden.

e) Die Höchstgeschwindigkeit auf dem Abfertigungsvorfeld ist für Fahrzeuge aller Art auf 30 km/h und auf den Start-,
Lande- und den Rollflächen auf 40 km/h begrenzt. Für Feuerlösch- und Rettungsfahrzeuge gilt diese Geschwindigkeits-
begrenzung im Alarmfall nicht.

f) Die auf dem nicht allgemein zugänglichen Gelände des Flughafens verkehrenden Fahrzeuge sind nach Weisung des
Flughafenunternehmers besonders zu kennzeichnen.

D) Schutzmaßnahmen

Die aus der Anlage 5 Nr. 3 und 4 ersichtlichen Vorschriften über Unfallverhütung, insbesondere Rauchverbot, Arbeiten
in Hallen und Werkstätten, Wartungsarbeiten, Aufbewahrung von Material und Gerät sowie über den Feuerlösch- und
Rettungsdienst sind zu beachten.

E. Gewerbliche Nutznießung

Jede gewerbliche Tätigkeit innerhalb des Flughafens, insbesondere die Bewirtschaftung von Gaststätten, der Betrieb

der Vertrieb von Druckschriften und Waren aller Art sowie jede landwirtschaftliche Nutzung des Flughafengeländes ist
nur auf Grund eines Vertrages mit dem Flughafenunternehmer zulässig.

F. Zuwiderhandlungen gegen die Flughafen-Benutzungsordnung

Wer gegen die Vorschriften dieser Benutzungsordnung oder gegen Anweisungen des Flughafenunternehmers, die auf
Grund dieser Benutzungsordnung ergangen sind, verstößt, kann durch den Flughafenunternehmer vom Flughafen ver-
wiesen werden.

Die Flughafen-Benutzungsordnung tritt mit den Anlagen .....am .............. in Kraft,

(Ort) ^.... den

Der Flughafenunternehmer
→...•

gez. Unterschrift

Genehmigt!
Die oberste Landesverkehrsbehörde

gez. Unterschrift

(ort
....,den.....
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Anlagen

nung (vgl. „Luftfahrthandbuch" AGA-1(4)) außer Kraft tritt. Für die Anlage 5 gilt das nachfolgende Muster.
Anlage 5

Sicherheitsvorschriften
1. Umgang mit Betriebsstoffen

a) Ein Luftfahrzeug darf mit laufenden Motoren oder in einer Halle oder einem anderen umschlossenen Raum nicht be-
oder enttankt werden;

b) im Umkreis von 45 m um ein Luftfahrzeug ist offenes Feuer und Rauchen verboten;

c) beim Tanken dürfen Außenbordbatterien nicht an das elektrische Netz des Luftfahrzeugs angeschlossen sein. Der elek-

besondere bei geöffneten Einfüllstutzen nicht betätigt werden. Der Betrieb der Funkanlagen ist ebenfalls verboten.

d) Luftfahrzeuge und Kraftstoffanlagen sind an einem oder mehreren Punkten zu erden;
e) Überfließen oder Verschütten von Betriebsstoff ist zu vermeiden;

f) das Betankungsgerät muß vorschriftsmäßigund ausreichend mit den üblichen geprüften Feuerlöschern versehen sein.
Diese sind so anzubringen, daß sie jederzeit in greifbarer Nähe des beim Tankvorgang beschäftigten Personals sind;

g) Tankfahrzeuge dürfen das Abfertigungsvorfeld nur zum Be- oder Enttanken von Transitflugzeugen befahren. Luftfahrzeuge,

die auf dem Flughafen verbleiben, sollen an den dazu bestimmten Stellen betankt werden.
2. Betrieb von Luftfahrzeug-Triebwerken

a) Die Triebwerke der Luftfahrzeuge dürfen sich nur in Betrieb befinden, wenn sich ein Luftfahrzeugführer oder ein fach-
kundiger Mechaniker im Führerstand des Luftfahrzeuges befindet. Ist das Luftfahrzeug nicht mit ausreichenden und ein-
wandfrei arbeitenden Parkbremsen ausgerüstet, so müssen vor dem Anlassen der Motoren Bremsklötze, die mit Zug-
seilen versehen sind, vor die Haupträder des Luftfahrzeuges gesetzt werden.

b) Wer während des Motorlaufes die Schaltung bedient, hat sich zu vergewissern, daß durch die von den Luftschrauben
oder den Triebwerken verursachten Luftströmungen keine Personen oder Sachen verletzt, beschädigt oder gefährdet
werden können. Der Prüflauf von Motoren sowie Wartungsarbeiten in Verbindung mit Montagen dürfen nur an den
dazu bestimmten Stellen vorgenommen werden; das gleiche gilt für Arbeiten, die eine Verunreinigung des Abfertigungs-
vorfeldes zur Folge haben.

c)Auf dem Abfertigungsvorfeld dürfen Luftfahrzeugmotoren nicht auf hohe Drehzahlen gebracht werden. Das Rollen von
Luftfahrzeugen im Bereich des Abfertigungsvorfeldes ist nur mit der erforderlichen Mindestdrehzahl zulässig.

d) Ubermäßige Geräuschbelästigungen sind zu vermeiden.

e) Abschleppen und Rollen mit eigener Kraft darf nur von geschultem Personal durchgeführt werden; im Führerstand des Luft-
fahrzeuges muß sich geschultes Personal befinden.

f) Luftfahrzeuge dürfen in oder aus Hallen und Werkstätten nicht mit eigener Kraft gerollt werden. In Hallen und Werk-
stätten dürfen die Motoren der Luftfahrzeuge nicht angelassen werden.

3. Unfallverhütung

a) Rauchverbot

Innerhalb eines Umkreises von 45 m um Luftfahrzeuge, Tankfahrzeuge, Kraftstoffbehälter und Tankanlagen, in Hallen
oder Werkstätten sowie auf dem Abfertigungsvorfeld ist das Rauchen verboten.

b) Arbeiten in Hallen und Werkstätten

In Hallen und Werkstätten dürfen feuergefährliche leichtflüchtige Flüssigkeiten für Reinigungsarbeiten nicht benutzt

euere icht leitfichige Stote (Spanl hier Witolgelasw um nicht in beitet Wegzeughalle oder einer Werk-
stätte verarbeitet werden, es sei denn, daß der betreffende Raum - insbesondere bezüglich aller Heizungsanlagen und
elektrischen Installationen - den geltenden Feuerschutzbestimmungen entsprechend angelegt und mit genügender Ven-
tilation versehen ist.

Die Böden der Flugzeughallen, Vorfelder und angrenzenden Flächen sind vom Benutzer frei von Ol, Fett und anderen
feuergefährlichen Stoffen zu halten.

Fen. Diete emmeen Anderle meusen fährlich en Anfl siden. Die autheng Metall endetermliche kelter ersen-
dauernd sauber gehalten werden; sie sind beim Abtropfen brennbarer Flüssigkeiten sofort durch ihre Benutzer zu leeren
und wieder zu reinigen.

c) Wartungsarbeiten

Wartungsarbeiten, welche das Entfernen von Motorhauben und das Ablassen von Ol oder Treibstoff erfordern, dürfen
nicht auf dem Abfertigungsvorfeld vorgenommen werden.
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d) Aufbewahrung von Material und Gerät

Material und Geräte müssen so aufbewahrt sein, daß keine Feuersgefahr besteht.

In Flugzeughallen oder anderen Gebäuden des Flughafens dürfen feuergefährliche Flüssigkeiten, Signalmunition oder
anderes feuergefährliches Material nicht aufbewahrt werden, sofern nicht die Aufbewahrung in einem zu diesem Zweck
besonders eingerichteten Behälter erfolgt.

Schmieröle dürfen innerhalb oder in der Nähe von Flugzeughallen nur dann aufbewahrt werden, wenn sie sich in Be-
hältern, die mit einer vorschriftsmäßigen Zapfvorrichtung versehen sind, befinden. Bei der Verwendung und Aufbewah-
rung verdichteter, verflüssigter und unter Druck gelöster Gase sind die Bestimmungen der Druckgas-Verordnung zu

4. Feuerlösch- und Rettungsdienst

a) Bei Ausbruch eines Brandes sind die in den Hallen und Gebäuden befindlichen Feuermelder unverzüglich zu betätigen.
Unabhängig davon ist der Ausbruch eines Brandes sofort der Flughafenbetriebsleitung (Feuerwache, Fernsprecher Nr....)
mitzuteilen. Bis zum Eintreffen der Feuerlöschkräfte des Flughafens ist der Brand mit den in den Gebäuden und Hallen
verteilten Feuerlöschgeräten zu bekämpfen.

. . (z. B.: Südflügel des Verwaltungsgebäudes) befindet sich eine Rettungsstation, die während
des Flugbetriebes besetzt ist. Bei Unglücksfällen auf dem Flughafen sind Verletzte sofort zur Rettungsstation zu brin-
gen, wo die Erste Hilfe geleistet wird. Macht die Art der Verletzung eine Krankenhausaufnahme erforderlich, so ruft
der Flughafenunternehmer das • -Krankenhaus (Tel. Nr. •) an und teilt die Art der Ver-
letzung und den Zeitpunkt des Eintreffens des Verletzten mit, damit dort alle erforderlichen Vorbereitungen getroffen


